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Verwaltungsgericht. K`ö|n

Beschluss 7

9 L 1009/16

In dem verwaltungsgerichtlichen Vertahren

der Firma SpaceNet AG, Joseph-Dolinger-Bogen 14', 80807 München, i

- Antragstellerin,

Prozessbevollmächtigter: I -
Herr Prof. Dr. Matthias Bäcker, Ludwig-Frank-Stra_ß_e 52, 68199 Mannheim,

I. ı

ıı. gegen

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesnetzagentur für Elektri-
zität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, vertreten durch den Prä-
sidenten, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, ` ' v ` '

Antragsgegnerin,

wegen Telekommunikationsrechts

hat die 9. Kammer des Verwaltungsgerichts Köln
am 25.01.2017
durch ` -
die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht _ Delfs,
die Richterin am Verwaltungsgericht Wilhelm, *
die Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Garloff

-ıı

beschlossen:

1. Der Antrag wird abgelehnt. H
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Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens.

2. Der Streitwert wird auf Euro 40.037,50 festgesetzt.

Gründe

Der Antrag der Antragstellerin, .

im Wege der einstweiligen Anordnung im Sinne des § 123 Abs. 1 Satz 1
VwGO anzuordnen, dass die Antragstellerin bis 6 Monate nach rechtskräfti-
gem Abschluss des Hauptsacheverfahrens nicht verpÀichtet ist,die in § 113b
Abs. 3 TKG aufgeführten Telekommunikations-Verkehrsdate'n ihrer Kunden zu
speichern, denen sie den Internet-Zugang vermittelt,

bleibt ohne Erfolg. .

Nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO kann eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand getroffen werden, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Ver-
änderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antrag-
stellers/der Antragstellerin vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte (Siche-
rungsanordnung). Einstweilige Anordnungen sind nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO
auch zur Regelung eines vorläu¿gen Zustandes in`Bezug auf ein streítiges Rechts-
verhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhält-
nissen zur Abwendung wesentlicher Nachteile, zur Verhinderung "drohender Gewalt
oder aus anderen Gründen nötig erscheint (Regelungsanordnung). Die Notwendig-
keit der vorläufigen Regelung (Anordnungsgrund) und der geltend gemachte An-
spruch (Anordnungsanspruch) sind glaubhaft zu machen (§ 123 VwGO i.V.m. §§ 920
Abs. 2, 294 Zivilprozessordnung - ZPO).

Diese Voraussetzungen für den Erlass einer einstweiligen Anordnung liegen nicht
vor. .

Der Antrag ist zulässig. _ _ ' '

Dem Erlass der begehrten Regelungsanordnung steht nicht entgegen,'°'dass es sich
um vorbeugenden Rechtsschutz handelt. Die für die_AntragsteIlerin (spätestens) ab
dem 1. Juli 2017 (§ 113b Abs. 3 TKG i.V.m. § 150`Abs. 13 Satz 1 TKG inder Fás-
sung des Gesetzes zur Einführung einer SpeicherpÀicht und einer Höchstspeícher-
frist für Verkehrsdaten vom 10. Dezember 2015, BGBI I S. 2218) bestehende gesetz-
liche VerpÀichtung, Einrichtungen zur Vorratsdatenspeicherung auf-eigene Kosten
vorzuhalten und zu betreiben (§§ 113a ff. TKG), kann von der Bundesnetzagentur
durch entsprechende Anordnung sichergestellt und auch im Wege des Verwaltungs-
zwangs durchgesetzt werden (§ 115 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 TKG); gegen den gemäß §
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137 Abs. 1 TKG vollziehbaren Vervvaltungsakt kann die Antragstellerin dann zwar
auch vorläufigen gerichtlichen Rechtsschutz _nach § 80 Abs. 5 VwGO erhalten,=in
dessen Rahmen die Rechtmäßigkeit der ihr auferlegten Pflichtvom Gericht zu prüfen
ist. Nur ausnahmsweise genügt die Möglichkeit, Üorläu¿gen Rechtsschutz durch die
Suspendierung eines die normative VerpÀichtung umsetzenden Verwaltungsakts zu
erlangen, zur Wahrung der Effektivität des Rechtsschutzes allerdings. nicht, wenn
bereits die Verletzung der normativen PÀicht, unabhängig vom Ergehen eines sie
umsetzenden Verwaltungsakts, staatliche Sanktionen ermöglicht,

vgl. VG Berlin, Beschluss vom 16. Januar 2009 - 27 A 321.08 -, juris, Rn. 14.

Diese Ausnahmesituation ist vorliegend gegeben. Die__Antragstellerin ist vor dem Hin-
tergrund, dass in § 149 Abs. 1 Nr. 36 - 4-4 und Absatz_*2 Satz-1 TKG eine Bußgelda n-
drohung bis zu 500.000 Euro bei einem Verstoß gegen die Vorschriften der § 113b -
§ 113g TKG vorgesehen ist, nicht gehalten, eine *Anordnung bzw.
(Zwangs)Maßnahmen der Antragsgegnerin gemäß § 115 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1
TKG zur Umsetzung der VerpÀichtungen aus § 110 Abs. 1 i.V.m. §113b TKG abzu-
warten und sich hiergegen nach § 80 Abs. 5 VwGO bzw. im' Rahmen eines
Ordnungswidrigkeitenverfahrens zu wenden, Ä

|-

vgı. Bverwe., urteil vom 13. .ıanuar196s - i c 66.64 -, svenrvse 31, 177,; ju-
ris, Rn. 19 ff.; in diesem Sinne auch BVerfG, Urteil vom 2. März_2010 - 1 BvR
256/08 u.a. - „Vorratsdatenspeicherung“, BVerfGE 125, 260 ff., juris, Rn: 179;
VG Berlin, Beschluss vom 16. Januar 2009 - 27 A 321.08 -, juris, Rn. 14. _'

o
. 1' I

Ein Rechtsschutzbedürfnis der Antragstellerin_`für die begehrte Anordnung besteht
bereits zum jetzigen Zeitpunkt, obwohl sie (erst) spätestens ab dem 1. Juli-2017 ver-
pÀichtet ist, die umstrittenen Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung anzuwenden
(§ 113b Abs. 3 TKG i.V.m. § 150 Abs. 13 Satz 1 TKG). Denn die Antragstellerin' hat
glaubhaft und nachvollziehbar dargelegt, dass eine VerpÀichtung zur Vorratsdaten-
speicherung einen gewissen Zeitablauf erfordert, um die notwendige Technik zu in-
stallieren und sonstige Organisationsmaßnahmen im sächlichen und personellen Be-
reich zu treffen. `

¬ `<
ı

Die vorläu¿ge Entbindung der Antragstellerin von der gesetzlichen VerpÀichtung zur
Einrichtung und Bereithaltung der technischen Anlagen zur Vorratsdatenspeicherung
stellt zudem keine unzulässige 'Vorwegnahme der Hauptsache dar. Denn hierunter
ist nur eine endgültige - rechtliche oder zumindest faktische - Voıjwegnahme der
Hauptsache in dem Sinne zu verstehen, dass die Entscheidung undihre Folgen aus
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen auch nach der Hauptsache-entscheidung
gänzlich nicht mehr rückgängig gemacht werden können. Die bloße Tatsache, dass
die vorübergehende Aussetzung als solche nicht wieder rückgängig gemacht werden
kann, macht die vorläu¿ge Regelung in einem solchen Fall nicht zu einer faktisch
endgültigen. Denn eine derartige zeitweise Vorwegnahme wohnt jeder vorläu¿gen

ı

i
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Entscheidung inne, würde eine einstweilige Anordnung somit regelmäßig-unzulässig
machen, _ - ~ ~.

.ıı ' .~ -
E ._

vgl. BVerfG, Beschluss vom 31. März 2003 - 2 BvR`1779›{02 -, NVWZ 2003,
1112, juris, Rn. 4 f.; Kopp, VwGO, 22. AuÀage, § 123 Rn. 14. '

Der Antrag ist jedoch nicht begründet. Die Antragstellerin hat weder einen__Anord-
nungsanspruch noch einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht.

Der Grundsatz effektiven Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 GG gebietet, vorläufigen
Rechtsschutz zu gewähren, wenn ohne ihn schwere und unzumutbare, anders nicht
abwendbare Nachteile entstünden, zu deren nachträglicher Beseitigung' die Ent-
scheidung in der Hauptsache nicht mehr in der Lage wäre. Diesgilt vor allem dann,
wenn eine erhebliche Grundrechtsverletzung droht,.es sei denn, dass ausnahmswei-
se überwiegende, besonders gewichtige Gründe entgegenstehen, . j 4 "

s ` _
ı

vgl. BVerfG, Beschluss vom 25. Oktober 1988 - 2 BvR «T45/88 -,' BVerfGE 79,
69 ff., juris, Rn. 17. _ _

Hinzu kommt, dass nach bundesverfassungsgerichtlicher Rechtsprechung bei dem
Begehren um Aussetzung des Vollzugs eines Gesetzes bei der Folgerrabwägung ein
besonders strenger Maßstab anzulegen ist und von einer Aussetzung nur mit größter
Zurückhaltung Gebrauch zu machen ist, weil der_Er|ass einer solchen einstweiligen
Anordnung stets einen erheblicher Eingriff in' die Gestaltungsfreiheit -des Gesetzge-
bers darstellt. Müssen die für eine vorläu¿ge Regelung sprechenden'†Gründe schon
im Regelfall so schwer wiegen, dass sie den Erlass einer einstweiligen Anordnung
unabdingbar machen, so müssen sie_i_m Fall der begehrten Außervollzugsetzung ei-
nes Gesetzes darüber hinaus besonderes Gewicht haben, __ _ `

I. _ _ _
'I ' Q

ı- _' .

vgl. BVerfG, Beschluss vom 28. Oktober 2008 - 1 BvR .256/08 -, BVerfGE
122. 120 ff., juris, Rn. 72 und Beschluss vom_1'1. März 2008 -_ 1 BvR 256/08
-, juris, Rn. 141-145. __ _ _ ' *_

ı -Q

1'- ı ¦~ "

Insoweit ist von entscheidenderBedeutung, ob die Nachteile irreversibel oder. n-ur
erschwert revidierbar sind, um dasAussetzungsinteresse durchschlagen zu lassen, `

4

* 1

vgl. BVerfG, Beschluss vo`m`8= Juni 2016 - 1 BvQ 42/15_-, juris, Rn." 13"mit
zahlreichen Nachweisen. _ _ i rf-~ - *

| ır
_ ı- '

I'

Die Antragstellerin hat in diesem Sinne keine schweren und unzumutbaren Nachteile
glaubhaft gemacht, die es rechtfertigen würden, schon jetzt 'gegen die gesetzliche
Regelung vorläu¿gen Rechtsschutz zu gewähren. _' _ .

_ .›
I. - ' *

1
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Vorliegend hat die Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht, dass ihr der von-ihr gel-
tend gemachte Anordnungsanspruch zusteht. Vielmehr ist dies offen. i

' .

+

Die Antragstellerin führt hierzu im Wesentlichen aus, die ihr zukünftig 'obliegende
Speicherung von lnternetzugangsdaten nach § 113b Abs. 3 TKG verstoße gegen
Grundrechte, so dass sie deshalb ein entsprechendes Abwehrrecht habe, sie also
den gesetzlichen VerpÀichtungen aus den §§ 11_3a ff. TKG also nicht nachkommen
müsse. Sie beruft sich dabei auf ihre Berufsfreiheit-nach Art. 12 Abs. 1 GG sowie die
Grundrechte ihrer Kunden, Art. 10 Abs. 1 GG, zusätzlich Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG
bzw. Art. 12 GG, soweit ihre Kunden Berufsgehei_mnisträger sind. Darüber hinaus
sieht sie einen Verstoß gegen Unionsgrundrechte in .Form des Verstoßes gegen ihre
Berufsfreiheit und unternehmerische Freiheit gemäß Art. 15 und .16 der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union (EuGRCh), einen Verstoß gegen Unionsgrund-
rechte ihrer Kunden in Form der Achtung des Privat- und Familienlebens sowie des
Schutzes personenbezogener Daten, Art. 7 und 8 EuGRCh. Zudem stelle die-Spei-
cherpÀicht eine Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit der Antragstellerin im Sinne
des Art. 56 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union in der konso-
lidierten Fassung (AEUV, ABI. EU C 202 vom 7. Juni 2016) dar, deren Rechtferti-
gung ebenfalls am Maßstab der Grundrechte aus der EuGRCh zu messen sei.

'ı
I

' ı
1, .

Vorliegend kann bei der nur möglichen summarischeh Überprüfung nicht festgestellt
werden, dass die gesetzlichen Regelungen in den §§ 113a ff TKG gegen die von der
Antragstellerin genannten Artikel des Grundgesetzes verstoßen. Vielmehr spricht
Überwiegendes dafür, dass der Gesetzgeber bei der Neuregelung der sog. Vorrats-
datenspeicherung die verfassungsrechtlichen Vorgabenhinreichend beachtet hat.
Anders verhält es sich allerdings bei den geltend gen`1`achten Verstößen gegen Uni-
onsgrundrechte. Inwieweit die deutschen Regelungen über die Vorratsdatenspeiche-
rung mit dem Unionsrecht, insbesondere mit der Rechtsprechung des"Europäischen
Gerichtshofs (EuGH), ' -_ - '

urteil vom 6. April 2014 - c-293/12, c-59-gr/12 -, ua. vorıagebeschıuss High
Court Dublin „Digital Rights Ireland Ltd.“, juris; Urteil vom 21. Dezember 2016
- C-203/15 und C-698/15 -,= verbundene Rechtssache Tele2-Sv;erigeAB/Post-
och telestyrelsen und Secretary of State for the'Hor_ne' Department/Tom Wat-
son u.a.-,www.curia.euroga.eu, _ ._ _ 1 ,_ ` 3'

. ı-ı 1| - _ .

vereinbar sind, muss aufgrund der Komplexität der zu beantwort`enden Fragênıtder
Prüfung im Hauptsacheverfahren überlassen bleiben. Jedenfalls ist aber im Rahmen
des vorliegenden Verfahrens nicht davonauszugehen, dassdas Unionsrecht das
Gericht dazu verpflichten könnte, die angegriffenen;†Vorschr`iften des.TKG sch_on__ir_'n
Eilverfahren im Wege der einstweiligen Anordnung für nicht anwendbar zu erklären,

fı '.. _

. . _ , -

in diesem Sinne auch: BVerfG, Beschluss vom 8. Juni 2016 - 1 'BVQ 42/15' -,
juris,Rn.26. . '_ .

I*
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Ferner führen auch die von der Antragstellerin gegen die einzelnen*gesetzlichen
Vorschriften erhobenen Rügen" nicht zu de'rn geltend gemachten Anordnungsan-
spruch. - .- rl. _ _ _

1- L 1-„F I |1

Es spricht Überwiegendes dafür,._dass die gesetzlichen Regelungenüber die Vor-
ratsdatenspeicherung verfassungsrechtlicher'Überprüfung im Hauptsacheverfahren
standhalten werden, so dass sich aus einer Verletzung der von der Antragstellerin
gerügten (deutschen) Grundrechte kein Abwehrrecht ableiten lässt, um den geltend
gemachten Anordnungsanspruch zu stützen. ' ' i ~ __

4. I
ı

I1 I

Soweit die Antragstellerin rügt, die Vorratsdatenspeicherungspflicht stelle einen un-
zulässigen Eingriff in den in Art. 10 Abs. 1 GGıverankerten_ Persönlichkeítsschutz cler
betroffenen Kunden dar, spricht im Rahmen desvorliegenden Eilverfahrens - jeden-
falls nach cler bisherigen bundesverfassungsrechtlichen Rechtsprechung -=*Überwie-
gendes dafür, dass dies für die im Rahmen des vorliegenden' Eilverfahrens im *Vor-
dergrund stehende Frage, ob die lnvestitions- und Bereithaltungskosten für eine
„Vorratsdatenspeicherung“ den Telekommunikationsunternehmen auferlegt werden
können, unerheblich ist, da es der Antragstellerin mangels unmittelbarer Se_|bstbe-
troffenheit verwehrt ist, sich auf mögliche Grundrechtsverletzungen ihrer Kunden zu
berufen. Insbesondere geht es nicht um die informationelle Selbstbestimmung der
Antragstellerin selbst. Zwar gewährleistet Art. 2 Abs. 1_ GG in Verbindung mit Art. 19
Abs. 3 GG das Recht auf informationelle Selbstbestimmung auch juristischen Perso-
nen und können staatliche informationelle Maßnahmen_auch_ deren Rechte gefähr-
den. Datenabrufe bezogen auf ihre Kunden zwecks Tätigwerdens diesen gegenüber
betreffen jedoch nicht die spezifische Freiheitsausübung derjuristischen Person, d.h.
ihre eigene wirtschaftliche Tätigkeit; und stellen deshalb keinen_'Eingriff in den
Schutzbereich des der Antragstellerin auch als juristischer Person zustehenden
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung dar, ›

'¬
. I `

ı

vgl. Bverfo, eeeenıuee vom 13. Juni zoo? -1 eva1556/os,'2s5rro=l,6o5ros
-, Bverfcı: 11a, 166, 202 ¿., jurie, Rn. 149 ff. betreffend die vefrfaeeungebe-
schwerde eines Kreditinstituts gegen den Abruf von Kontostammdateh .eines
Kunden nach der AO; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 2. 'Dezember
2009-OVG 11 S9.09-,juris, Rn. 73. - ` 1; _r ' _. _

0

rıI ı
_ _ 1

` I 1 ı

_ ıır ' 1

Die Kammer verkennt allerdings nicht, dass die identifizierende 'Zuordnung dynami-
scher IP-Adressen eine besondere`Nähe zu konkreten Telekommunikationsvotgän-
gen eufweiei und eıernii gruneıearzıien in eıen“>senuizb'ereien dee An. 10 Abe. 1 cc
fallen kann, ` ' f _i ' - . - -'

c . 4.ı. - - ' J*.
_ . 1

1.. J ._l ı I

vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. Januar 2012 -1_ BvR 1299/05 _-, juris,.-Rn- '1-16
4 _'_ _ P ıı 1' ır

rı- ._ I 1

'1-
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bundesdeutschen rechtlichen Gruijdsätze Sache der Kunden der Antragstellerin sein
dürfte, sich auf diese mögliche-Rechtsverletztıng zu berufen. Daher wird die 'Antrag-
stellerin nicht unter Berufung auf die Rechte ihrer Kunden die Übermittlung von'Da-
ten ihrer Kunden verweigern können, so dasssie auch nicht mit dieser Begründung
im Vorfeld die Schaffung und Bereitstellung der technischen Voraussetzungen für die
gesetzlich geregelte Vorratsdatenspeicherung ablehnen kann. Soweit hiergegen ein-
gewandt werden könnte, dass dies anders z_u sehen ist, weil schon die der Antrag-
stellerin auferlegten Speicherungspflichten gegen Grundrechte ihrer Kunden versto-
ßen, steht dem entgegen, dass das Bundesverfassungsgericht Anträge auf Ausset-
zung der Neuregelung der Vorratsdatenspeicherung nach Maßgabe einer Folgenab-
wägung abgelehnt hat, da ein besonders schwerwiegender und irrepa-rabler Nachteil,
der es rechtfertigen könnte, den Vollzug der`.Norm ausnahmsweise im Wege der
einstweilige Anordnung auszusetzen, nach Auffassung des Bundesverfassungsge-
richts nicht allein in der Datenspeicherung liegt* Denn der inder Speicherung für ein-
zelne Iiegende Nachteil für ihre Freiheit und .Privatheit verdichte -und konkretisiere
sich erst durch einen Abruf der Daten zu einermöglicherweise irreparablen Beein-
trächtigung, _ í ' D' -1 “ '

. _ .

' \

vgl. BVerfG, Beschluss vom 8. Juni 2016'-1 BV-Q 42/15 '-, juris, Rn. 1.4 ff.
r ' ı _, .

Dies gilt nach den Ausführungen des'Bundesverfassungsgerichts auch für die Spei-
cherung der Daten von Berufsgeheimnisträge`rn`, ' '_ ' : _

I . _
1. . Q

. 'L -

vgl. Bverfo, eeeerııuee vom 6. Juni 2016 -~ 1 Bvo-42/15 -_ jurie, `Rn,. is. .
ır ~ `

- 'I ' IAllerdings scheint der EuGH grundsätzlich da`von auszugehen, dass mit Rechtsvor-
schriften, die den Betreibern elektronischer Kommunikationsdienstevorschreiben,
die Verkehrs- und Standortdaten auf Vorrat zu speichern, zwangsläufig eine Vera r-
beitung personenbezogener Daten durch die Betreiber verbunden ist. Infolgedessen
zieht er im Rahmen seiner rechtlichen Überprüfung, auch wenn Klagen von Betrei-
bern elektronischer Kommunikationsdienste Grund-Iage__ für die von den nationalen
Gerichten erfolgten Vorlagebeschlüsse sind,.aIs Prüfungsmaßstab für die Auslegung
von Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2002158 EG des Europäischen Parlaments unddes
Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den
Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie
für elektronische Kommunikation). (ABI. 2002, L 201, S. 37) in der durchdie Richtlinie
2009/136/EG des Europäischen Parlaments unddes Rates vom 25. November 2009
(ABI. 2009, L 337, S. 11) geänderten Fassung (im Folgenden Richtlinie 2002/58) die
Arr.7,s,11uneıs2Aıee.1EuoRcnneren. ` 'I 1 . J

. , '¬' ı*_ .

` I. I ı Iı

ı
- -ır
' 4vgl. EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2016,- C-203/15 und C-698/15 -, Rn. 75.

_ 13. . _ _ '
E- r l I I ._ı ır 1 _ „_ .

| .

"l
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Inwiefern hieraus jedoch der Schluss gezogen werden kann, dass in Abkehr von der
bisherigen bundesverfassungsrechtlichen Rechtsprechung im Rahmen von Klagen
der Betreiber elektronischer Kommunikationsgienste sich diese (auch) auf die grund-
sätzlich nur ihren Kunden zustehenden Grundrechte, insbesondere Art.f'10 GG, beru-
fen können, muss der vertieften -Überprüfung im Hauptsacheverfahren überlassen
bleiben. Die Frege, bb eien die Teıerremrnuniırafibneunternenmen auf An. 10 oo.(er-
folgreich) berufen können, ist jedenfalls, selbst wenn man die Rechtsprechung des
EuGH zugrunde legt, nicht eindeutig zu bejahen. Denn es ist zu berücksichtigen,
dass der Prüfungsgegenstand einer Verfassungsbeschwerde vor dem 'Bundesver-
fassungsgericht und in einem Vorabentscheidungsersuchen vor dem EuGH ein an-
derer ist. Während Streitgegenstand bei Veıfassμngsbeschwerden eine individuelle
Rechtsverletzung durch einen Hoheitsakt ist, ist Streitgegenstandbei Vorlagen von
nationalen Gerichten bei Vorabentscheidungsgesuchen die Vereinbarkeit nationalen
Rechts mit europäischen Richtlinien. Eine Entscheidung in den vorgelegten Verfah-
ren zu Gunsten des einen oder anderen Beteiligten wird geräde nicht getroffen,:viel-
mehr ist dies den vorlegenden nationalen Gerichten -vorbehalten,

vgl. EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2016, a.a.O_., Rn. 124. _- - '
'a__ 4

-ı I“ 1 .` "1-. . r '
Diese unterschiedlichen Streitgegenstände könnendaher auch unterschiedliche; Prü-
fungsmaßstäbe bedingen. - _ -~ _ - «

1 4, i

Es ist nach summarischer Prüfung'~vorliegend~ nicht davon auszugehec, dass die An-
tragstellerin durch die gesetzlich geregelte Vorratsdatenspeicherung'in dem ihr_'zu-
stehenden Grundrecht aus Art. 12 .GG verletzt ist. . _' ' ` '

. 0
4 1-

" 1 . U ı
._ ı

Dabei spricht bereits im Rahmen'der' Prüfung, ob sich _die Antragstellerin für den`_von
ihr geltend gemachten Abwehranspruch auf eine Verletzung des Art. 12 Abs. 1- GG
berufen kann, der Umstand gegen einen entsprechenden Abwehranspruch, dass das
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zur „Vorratsdatenspeicherung“ aus`“dem
Jahre 2010 zu der Vorgängerregelung zum Ergebnis gekommen ist,_dass die damals
zur Überprüfung stehenden geeeizıienen vereenrifien eue dem Tkc nineierfiıien Ari.
12 Abs. 1 GG für Diensteanbieter, die, wie auch die Antragstellerin, öffentlichzu-
gängliche Telekommunikationsdienste in der Regel gegen Entgelt für Endnutzer er-
bringen - anders als ein privater Teilnehmer am Telekomm-unikationsverkehr, des-

. .sen Verkehrsdaten gespeichert worden sind bzw. werden sollten-, keinen durchgrei-
fenden verfassungsrechtlichen Bedenken ausgesetzt waren, - - --

ı. " I'rı -_
ı

' 0

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a§a.O`., juris, Rn_. 293 ff. _ 'Ü __ -

Dass eine Uberprüfung der Neufassung der gesetzlichen Regelungen zur Vorratsda-
tenspeicherung einen anderen Schluss rechtfertigt, kann im Rahmen--einer summari-
schen Prüfung nicht festgestellt werden. - -

. ¬ 1|

Ü'
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Die Auferlegung von Speicherpflichten für Anbieter von Telekommunikationsdiensten
mag zwar einen Eingriff in die von Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit dar-
stellen. Es ist aber davon auszugehen, dass-_dieser.Eingriff durch Allgemeinwohlbe-
lange verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist. * - .\

___? ,_ .~ _ t _ _.
Dabei ist zunächst davon auszugehen, dass es sich bei dem mit der gesetzlichen
Regelung verbundenen Eingriff um keine Betufswahlregelung handelt, deren Recht-
fertigung hohen Anforderungen genügen müsste, ' J- _ __ `

_ . | ›.
_ 1

J

vgl. ständige Rechtsprechung des BVerfG seit Urteil vom 11. Juni 1958 4- 1
BvR 596/56 -, BVerfGE 7, 377 ff. „Apothekenurteilf', ` ~

ı

§

sondern um eine (bloße) Berufsausübungsregelungr Denn Regelungsgegenstand
der §§ 113a ff. TKG sind Speicherungs- und ÜberrnittlungspÀichten, die sich als
technische Maßgaben für die Erb_ringung'von Telekommunikationsdiensten darstel-
len, und es der Antragstellerin - wie bei einer unzulässigen Berufswahlregelung er-
forderlich - nicht (faktisch) unmöglich machen, ihren Beruf sinnvoll auszuüben, -

.I _

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 295; BVerfG, Be-
schluss vom 16. März 1971 - 1 BvR 52/66, 1 BvR 665166, 1 BvR 667/66, 1
BvR 754/66 -, juris, Rn. 57, jewéilsmit-weiteren Nachweisen. _' ' _

I .
ı

I

-›

Das wird von der Antragstellerin euch selbst nicht behauptet. . _ _
I

ı

1 4'

Die den Telekommunikationsdiensteanbietern auferlegten VerpÀichtungen stellen
auch keine verfassungsrechtlich unzulässige Berufsausübungsregelung dar, wobei
es für die Verfassungsmäßigkeit der Regelung nicht-auf die individuelle Interessenla-

* .ge eines einzelnen Unternehmens -ankommt. Vielmehr ist nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts erst dann ein Gesetz-,-.das'die Berufsausübung re-
gelt, nicht mehr verfassungsgemäß, wenn es bei der betroffenen Berufsgruppe ge-
nerell das Übermaßverbot verletzt, - ` ' *

v
ı

vgl. BVerfG, Beschluss vom 16.' März 1971, a.a.O., juris Rn. 61 .' _ -
i .

Für die Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes, das_eine Berufsausübungsregelung
zum Gegenstand hat, genügt es, dass der Gesetzgeber den Eingriff in das Grund-
recht mit sachgerechten und vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohls begründet
und seine Rechtssetzungsmacht nicht zu sachfremden Zwecken missbraucht. Hin-
sichtlich der Zumutbarkeit bzw. der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne kommt es
jedenfalls bei einer nicht schlechthin unternehmensfremden Tätigkeit und bei einer
lediglich quantitativen Steigerung `von Belastungen, die hinsichtlich Eier Kosten im
Grundsatz abwälzbar sind, nur darauf an, ob die Verpflichtung für die Gesamtheit der
betroffenen Berufsgruppe zu einer ernsthaften, nach der besonderen' Ausgestaltung
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des Gesetzes auch nicht vermeidbaren, "die"wirtscheftliche._Existenz dieser Berufs-
gruppe gefährdenden Beeinträchtigung der Unternehmensrentábilität führt,

".' ¬ :+
I ll*

" 'ir

vgl. Bverfo, Beeenıuee vom 16. Marz1+s?1,e.e.o., jurie, Rn. es ff.

Nach Maßgabe dieser Voraussetzungen spricht Überwiegendes dafür, dass die den
Anbietern von Telekommunikationsdienstleistungen auferlegten Speicherpflichten im
Rahmen des Art. 12 GG grundsätzlich verfassungsrechtlich,nicht zu beanstanden
sind. Dabei ist zunächst zu berücksichtigen, dass die Speicherung von Verkehrsda-
ten keine unternehmensfremde Tätigkeit ist, da viele Telekbmmunikationsunterneh-
men diese, wenn auch regelmäßig_nicht für die im Gesetz vorgesehene Zeit, für ei-
gene Abrechnungszwecke speichernl Die Datenübermittlung an die zuständigen be-
hördlichen Stellen für Strafverfolgungszwecke, für deren Umsetzung kostenrelevante
technische Vorkehrungen zu treffen sind, ist als technischer Vorgang ferner nichts
Unternehmensfremdes. Somit handelt es sich bei den den Telekommunikationsun-
ternehmen durch das Telekommunikations-Neuregelungsgesetz auferlegten Spei-
cherungs- und ÜbermittlungspÀichten letztlich nur um eine quantitative Steigerung
von Belastungen, die zudem grundsätzlich auf die Kundenabwälzbar sein dürften.
Ob die entstandenen Kosten im Einzelfall aufgrund der Wettbewerbslage tatsächlich
nicht weitergegeben werden können, ist unerheblich. _Für die Verfassungsmäßigkeit
eines Gesetzes kommt es nicht auf die situationsbedingte und prinzipiell variable
Marktlage an. _ '

3 - -_ 1

Vgl. BVerfG, Beschluss vom ,16. März 197.1, a.a.O., Rn. __87 mit weiteren
Nachweisen. ' ' " - - .

. Q

Hinsichtlich des Eingriffs in die Berufsausübungsfreiheit legitiı_nier_e'n sich die den Te-
Iekommunikationsunternehmen auferlegten Speicherungs-' Lind ÜbermittlungspÀich-
ten aus der Zielsetzung des Gesetzes zur Effektivierung der Strafverfolgung, '

i, 1

Vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 298. ' '

Das Bundesverfassungsgericht `hat zudem bereits vorher wie_der_hoIt das verfas-
sungsrechtliche Gebot einer effektiven Strafverfolgung -hervorgehoben, das Interesse
an einer möglichst vollständigen \_fVahrheitsermittIung` irn -.Strafverfahren betont "und
die wirksame AuÀdärung gerade schwerer Stfaftaten als einen _weserıtIichen'Aultrag
eines rechtsstaatlichen Gemeinwesens bezeichnet, - _

_ .
F .

4 ı

vgl. BVerfG, Beschluss vom 1.2._.Oktober 2011 - 2 BvR 236/08 tra., juris, -Rn.
249 m.w.N.. t ` ›

_ - rı

›
1 Iı 1

Der Gesetzgeber hat insoweit nachvollziehbar in der Begründung des neu gefassten
Gesetzentwurfs ausgeführt, dass 'die - ohne entsprechende Vorratsdatenspeiche-
rung - bestehe nde Gesetzeslage zu Unzulänglichkeiten bei der Strafverfolgungsvor-

. l» 1
ı.- __ .

_ Iı

'I
I
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sorge und bei der Gefahrenabwehr führt. Zwar können die Strafverfolgungsbehörden
auf der Grundlage von § 100g Absatz 1 StPO bei Vorliegeneines Anfangsverdachts
und entsprechender richterIicher_Anordnung auf Verkehrsdaten Zugriff nehmen, die
bei den Erbringern öffentlich zugänglicher Telekommunikationsdienste 'aus geschäft-
lichen Gründen im Sinne des § 96 TKG ,zum Zeitpunkt der Anfrage noch gespeichert
sind. Da die Speicherpraxis der Erbringer öffentlich zugänglicher Telekommunikati-
onsdienste sehr unterschiedlich sei, sei es jedoch „derzeit“ vom Zufall abhängig, wel-
che Daten bei einer Abfrage nach § 100g StPO abgerufen werden könnten. Diese
Unzulänglichkeiten würden durch den Gesetzentwurf im Wesentlichen behoben.
Durch die Speicherung der Verkehrsdaten für eine begrenzte Zeit würden AuÀ<Iä-
rungsmöglichkeiten geschaffen, die der zunehmenden Bedeutung derffelekommuni-
kation für die Vorbereitung und Begehung von Straftaten Rechnung trügen, -

vgl. BT-Drs. 18/5088 8.21 f.
Iı

. lı

I r

Auch nach der Rechtsprechung des EuGH stellt die Bekämpfung desinternationalen
Terrorismus zur Wahrung des Weltfriedens und -der internationalen Sicherheit im Üb-

ı_ . ı

rigen eine dem Gemeinwohl dienende Zielsetzung der Europäischen Union _dar.
Dasselbe gilt für die Bekämpfung schwerer Kriminalität, um die öffentliche Sicherheit
zu gewährleisten. Im Übrigen ist insoweit festzustellen, dass nach Art. 6. EuGRCh
jeder Mensch nicht nur das Recht auf Freiheit, sondern auch auf Sicherheit hat,

vgl. Schlussanträge des Generalanwalts am EuGH vom 19. Juli 2016 in den
Verfahren C-203115, C-698/15,'juris, Rn. .163 mit weiteren Nachweisen zur
Rechtsprechung des EuGH. _ '

Die auch der Antragstellerin mit den gesetzlichen Regelungen auferlegten Speiche-
rungs- und ÜbermittlungspÀichten sind damit grundsätzlich durch_verni_.'ınftige Gründe
des Gemeinwohls gerechtfertigt. *- " _ '

i ı
' 4

ı

Die streitgegenständlichen gesetzlichen Regelungen-sind für"die'ErfülIung dieser
Zwecke geeignet. - '- ` ` .

r ı- .
1 4 _ .

rr _ . -

Dieses Erfordernis ist dann erfüllt, wenn eine 'generelle VetpÀichtung eur Vorratsda-
tenspeicherung geeignet ist, zu der oben bezeichneten dern Gemeinwohl .dienenden
Zielsetzung beizutragen, d.h. zur Bekämpfung schwerer KrinjiinaIität.*Di:es-kann nicht
in Abrede gestellt werden. Denn die auf Vorrat_zu speichernden Daten bieten den für
die Strafverfolgung zuständigen Behörden eine zu_sätzliche Ermittlungsmüglichkeit
zur Verhütung oder Aufklärung schwerer Straftaten: Damit trägt die 'Vorratsdaten-
speicherung zur Bekämpfung schwerer Kriminalität bei. Insbesondere ermöglicht
diese VerpÀichtung in gewissem Umfang den Strafverfolgu¿gsbehörden - anders als
bei gezielten Überwachungsmaßnahmen, für diezukünltig eine Datenspeicherung
angeordnet wird -, durch Abfragen der auf Vorrat gespeicherten Daten die „Verga n-
genheit zu entschlüsseln , - i



31 Ü1 201?-11¦1Ü D221 ZÜEE 45? _ _ VG Kußln S 12/36

` '12-3

§-
ı ._

. 7 -. _.-

: . 'a' ' * _ '

vgl. Schlussanträge des Generalanwalts a`m EuGH vom 19. Juli 2016 in den
Verfahren C-203/15, C-69_8l15, juris, Rn. 1578 ff.

.~ 1|
Iı _ _II IEine gezielte Uberwachungsmaßnahme ist_hingeger_1-auf Personen gerichtet, bei de-

nen zuvor festgestellt wurde, dass sie in einem auch nur mittelbaren oder entfernten
Zusammenhang mit schweren Straftaten stehen könnten.'Solche gezielten Maß-
nahmen erlauben es den Strahrerfolgungsbehördeh n`.ır, auf Kommunikationsdaten

ff
., 1 . _ 4 .

dieser Personen zurückzugreifen, die von den betre enden Personen nach ihrer
ldenti¿zierung abgewickelt wurden. Dagegen erfasst 'eine generelle Verpflichtung zur
Vorratsdatenspeicherung alle Kommunikationsvorgärge sämtlicher Nutzer, ohne
dass irgendein Bezug zu einer schweren Straftat erforderlich ist. Diese VerpÀichtung
ermöglicht es den Strafverfolgungsbehörden damit, auf alle zurückliegenden .Kom-
munikationsvorgänge einer Person zuzugreifen, bevor bei ihr ein solcher Bezug fest-
gestellt wurde. Insofern verleiht diese VerpÀichtung 'den Strafverfolgungsbehörden
die begrenzte Fähigkeit zur Entschlüsselung der Vergangenheit, indem sie ihnen Zu-
gang zu den Kommunikationsvorgängen gewährt, die diese Personenvor ihrer lden-
tifizierung abwickeln. -. -' _ _ '* _ _ -

lm Rahmen des vorliegenden Verfahrens ist ferner davon auszugehen, dass die ge-
setzliche Regelung zur generellen Vorratsdatenspeicherung für die Bekämpfung
schwerer Kriminalität erforderlich ist. _ _j~ ` › '

. I _
E .

-›

l, -_

Eine Maßnahme kann grundsätzlich nur dann als erforderlich angesehen« werden,
wenn es keine andere Maßnahme gibt, die genauso geeigrıet,'jedoch weniger belas-
tend ist. Eine weniger eingreifende Regelung, die ebenso effektiv 4 insbesondere im
Hinblick auf die „Entschlüsselung der Vergangenheit" - ıist, ist nicht ersichtlich,

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 298. '
1.ır

. ı

rı ,fEs ist im Rahmen des vorliegenden Verfahrens auch nichtdavon auszugehen, dass
sich die Auferlegung der generellen SpeicherungspÀioht gegenüber den betroffenen
Dienstanbietern als unverhältnísmäßiger Eingriff darstellt. _ ' z. _ _

_ I. ., -T

Soweit die Antragstellerin die „anlasslose" Speicherung -'lntemetzugangsdaten
grundsätzlich wegen ihrer Reichweite als einen unverhältnismäßigen Eingriff in Art.
12 Abs. 1 GG ansieht, steht dem entgegen, dass das Bundesverfassungsgericht die
Vorgängerregelungen für die Vorratsdatenspeicherung auf __der Grundlage des'.Ge-
setzes zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung'und anderer verdeck-
ter Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtlinie 2006/24?EG vom'"_21.
Dezember 2007 (Bear. ı s. 3192) zwar wegenrerırvereer unvemäırnremäßiger Aue
gestaltung der gesetzlichen Regelungen für verfassungswidrig erklärt hat, gleichwohl
aber betont hat, dass eine „Vorratsdatenspeicherung“ grundsätzlich als zulässig, ge-
eignet und erforderlich angesehen wird, um eine .zeitgemäße Strafverfolgung und

ı
. I `

. ' i,

I

1 ı
I'

ır
_ -ı- I - .

,I ¬

4, ir
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Gefahrenabwehr betreiben zu können. Die Datens_peicherung_ist hiernach dann ver-
hältnismäßig und zulässig, wenn_.j`sie bestimmte Zwecke verfolgt und in eine dem
Eingriff adäquate gesetzliche Ausgestaltung eingebettet ist, ' ".'

. ' 3 '
1 §1

vgı. everfc, urrerı vom 2. 'Marz 2010, e.e_.o.r-jurre, Lerreärz se und Rn. 205 rr.,
293 rf. › __ .. 1 ±

. ıı.ı 0. _

. I ,- ı

lm Übrigen setzt sich die Gesetzesbegründung mit diesem Aspekt ausdrücklich aus-
einander und kommt zu dem Schluss, dass_ der Gesetzentwurf, den verfassungs-
rechtlichen Vorgaben dadurch gerecht werde, dass -er eine möglichst begrenzte
Speicherpflicht mit strengen Abrufungsregelungen kornbíniere, ~.

,| ı- .
.' . .-

vgı. er-Dre. rs/soss, s. 23 rr." ` 2 t
Allerdings ist unter Berücksichtigung des Urteils des EuGH vom 21. Dezember 2016
- C-203/15 und C-698/15 - derzeit offen, obdavon auszugehen ist, dassdie TKG-
Vorschriften über die generellen'SpeicherungspÀichten europarechtlicher:Überprü-
fung standhalten werden. Denn den Ausführungen des EuGH, dass' Art. 15 Abs. 1
der Richtlinie 2002/58 im Lichte.-der Art. 7,8'-und 11 sowie des Art. 52 Abs. 1
EuGRCh dahin auszulegen ist, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die
für Zwecke der Bekämpfung von Straftaten eine allgemeine und unterschiedslose
Vorratsdatenspeicherung sämtlicher Verkehrs-'f-und Standortdaten aller Teilnehmer
und registrierten Nutzer in Bezugáuf alle elektrofnischen Kommunikationsmittel vor-
sieht, könnte zu entnehmen sein, dass eine „ar_rlassIose“, generetle Speicherung
grundsätzlich europarechtswidríg ist. 1 - _. ' _

1 Ü '
. ı

\Ob dies allerdings auch dann gilt, wenn die nationale „anlasslose“'Speicherungsver-
pÀichtung mit gesetzlichen Garantien hinsichtlich des Datenzugangs, der Dauer der
Vorratsdatenspeicherung sowie des Schutzes und der Sicherheit der Daten einher-
geht, bedarf dervertieften Überprüfung im Hauptsacheverfahren. _ -

_ L _ f

--ı 1 1| 'I

Jedenfalls kann im Rahmen des.vorI_iegenden Verfahrens nicht festgestellt werden,
dass die gesetzlichen Regelungen des TKG über die SpeicherpÀichten als Verstoß
gegen die Richtlinie 2002/58 offensichtlich europarechtswidrig sind, indem sie-u.a.
gegen Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2002/58 verstoßen. Nach. dieser Bestimmung
können die Mitgliedstaaten u.a. durch Rechtsvorschriften vorsehen, dass Daten aus
den in diesem Absatz aufgeführten Gründen während einer begrenzten Zeit. aufbe-
wahrt werden. Diese ausdrückliche Bezugnahme auf die VerpÀichtung zur Vorratsda-
tenspeicherung bestätigt im Grunde, dass die Verpflichtung als solche mit der durch
die Richtlinie 2002/58 geschaffenen Regelung grundsätzlich nicht unvereinbarfist.
Die angeführte Formulierung sieht zwar nicht ausdrücklich vo-r, dass eine generelle
VerpÀichtung zur Vorratsdatenspeicherung eingeführt werden kam, doch ist festzu-
stellen, dass sie ihr auch nicht entgegensteht,' . _ _ ' '_

G
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so ausdrücklich: Schlussanträge des Genèralanwaltsarrı EuGH vom-19. Juli
2016 in den verfarıren c-203/15, c-sea/15,*j.urre, Rni 106. 1-

So vertritt der Generalanwalt am EuGH in seinen Schlussanträgen zu den Vorgaben
des Unionsrechts für im nationalen Recht-vorgesehene Vorratsdatenspeicherung
ausdrücklich die Auffassung, dass eine generelle VerpÀichtung zur Vorratsdaten-
speicherung mit der durch die Richtlinie 2002/580-geschaffenen Regelung vereinbar
ist, und dass ein Mitgliedstaat von der durch Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie eingeräu m-
ten Befugnis Gebrauch machen kann, um errjıe solche VerpÀichtung aufzuerlegen,
wenn die Inanspruchnahme dieser 'Befugnis von der Einhaltung strenger Vorausset-
zungen abhängig gemacht wird, die sich nichtnur aus der genannten Bestimmung,
sondern auch aus den einschlägigen Bestimmungen der EuGRCh im Lichte des Ur-
teils des EuGH vom 8. April 2014 '- C-293/12, C-594/1_2 - ergeben,

Iı . ` 0 I

vgl. Schlussanträge des Generalanwalts am `E_uGH vom 19. Juli 2016 in den
Verfahren C-203/15, C-698/15, juris, Rn. 116. ` - 4

Ferner spricht auch Vieles dafür, dass dem Urteil des EuGH vom `8_. April 2014 - C-
293/12, C-594/12 -, mit dem dieser die Richtlinie des Europäischen Parlamentsund
des Rates vom 15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von Daten, die bei der
Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste 'oder
öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden (RL 24/2006) für
ungültig erklärt hat, nicht zwingend entnommen werden kann, dass eine anlasslose
(generelle) SpeicherungspÀicht grundsätzlich nicht mit Europarecht, vereinbar ist.
Denn der EuGH hat in dem genannten Urteil im Grunde nur festgestellt, dass eine
generelle VerpÀichtung zur Vorratsdatenspeicherung über das absolut Notwendige
(nur) dann hinausgeht, wenn sie nicht mit strengen Garantien bezüglich des Daten-
zugangs, der Dauer der Vorratsspeicherung sowiedes Schutzes und der Sicherheit
der Daten einhergeht, ` = ` ° _ ~ ' `

vgl. EuGH, Urteil vom 8. April 2014, a.a.O., juris, Rn. 56-69 -

Hingegen dürfte den Ausführungen des EuGH nicht zu entnehmen sein, dass der
EuGH in seinem Urteil vom 8. April 2014 darüber _befunden_h,at, ob e_ine generelle
VerpÀichtung zur Vorratsdatenspeicherung, die. mit diesen-'G`_arantién_ einherg_eht',rmit
dem Unionsrecht vereinbar ist, da;eine solche Regelung .nichtiGege_nstand`der dem
EuGH in jener Rechtssache vorgelegten Fragen war, 4 fl _

' _ 1ır . 1

1 ' ı

in diesem Sinne: Schlussanträge desGeneralanwalts am EuGH vom 19. Juli
2016 in den Verfahren C-203/15, C-59.4/1-2, juris, Rn. 195 f.; so auch Begrün-
dung des Entwurfs eines. Gesetzes zur Einführung einer Speicherpflicht--und
einer Höchstspeicherfristıfür Verkehrsdaten, BT-Drs. 1'B!5088, S123 (Mitte):-

I
ı ı I 1| 4,

I' . P

1
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Mit der Argumentation des Generalanwalts in _-`sei_nen Schlussanträgen zu der Frage
einer generellen SpeicherungsverpÀichtung,"die weitgehend der Interpretation des
deutschen Gesetzgebers entspticht, und die der Generalanwalt selbst aus dem Urteil
des EuGH vom 8. April 2014 ableitet, setzt sich der EuGH in seinem Urteil vom 21.
Dezember 2016 nicht explizit' auseinander, so dass offen bleibt,-'inwiefern der EuGH

_ |-

in seinem Urteil vom 21. Dezember 2016 von seiner im Urteil vom 8. April 2014 ge-
äußerten Rechtsauffassung abweichen will. Zur". Begründung der-Auffassung des
EuGH im Urteil vom 21. Dezember 2018 wird ferner häufig auf Ausführungen in sei-
nem Urteil vom 8. April 2014 Bezug genommen, die jedo~ch,_,_arvie oben-ausgeführt,
nicht eindeutig sind, sondern sich auch dahingehend in'terpretieièn lassen, dass eine
generelle Vorratsdatenspeicherung mit Art. 15 Abs.1 der Rri,§nt_`linie;-_'2002f58 unter
bestimmten, eingeschränkten Voraussetzungen vereinbar se~in__f}<'†a*rn§n'. 'Darüber hinaus
wird im Rahmen der Entscheidung des EuGH,-vom 21. Dezember 2016 an mehreren
Stellen auf die nationalen Regelungen, die Gegenstand de_r Vorlagebeschlüsse sind,
Bezug genommen. Diese nationalen Regelungen unterscheiden sich aber in wesent-
lichen Punkten - wie Speicherungsdauer und -Lumfang, den-'Zugangsregelungen zu
den gespeicherten Daten sowie den Maßnahmen zur Datensicherung - deutlich von
der deutschen Regelung. So sind nach den für .Schweden geltenden gesetzlichen
Regelungen unterschiedslos alle Daten für sechs Mona_te zu speichern, die bei
Telefoniediensten, bei der Mobilfunktelefonie, bei der elektronischen Nachrichten-
übermittlung, beim Internetzugang und bei der Bereitstellung von Kapazitäten für den
Internetzugang (Art der Verbindung) erzeugt oder ver`arbeitet.werden. Ausgeschlos-
sen sind hingegen die übermittelten Inhalte, - s 1 `

- 1. I . I

.' 1
. "

_ .

vgl. EuGH vom 21. Dezember2016, a.a.O., Rn. 17-1 _.._' ' __ . ` _«
n.. ~ . F -. ' ~

'ırBei der Beschaffung von Informationen dürfen die nationale _P_`olizeibehörde,' die
Sicherheitspolizei und die Zollbehörde unter den im Gesetz ,feštgelegten 'Vorausset-
zungenbei einem Betreiber elektronischer Kommun`ikationsnetze.oder -_dienste~.(so-
gar) ohne dessen Wissen Daten über in einem elektronischen Kommunikationsnetz
übermittelte Nachrichten, in einem bestimmten geogra¿schen ,Gebiet be¿ndliche
elektronische Kommunikationsgeräte sowie das oder die geogra¿schen Gebiete, in
dem oder denen sich ein elektronisches Kommunikationsgerät be¿ndet oder befun-
den hat, erfassen, _` r ¬ -, ¦

ı.ı '- . ' ¦. r _ , „
1- 'ı '

vgl. EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2018, a.a.O., Rn. 21 .' -

Die Datendürfen grundsätzlich erfasst werden, wenndie Maßnahme nach den Um-
ständen von besonderer Bedeutung ist für die Verhütung, Abwenr:l_ung oder Feststel-
lung krimineller Handlungen, bei denen es sich entweder- ur¿`f`eine oder mehrere
Straftaten handelt, die mit mindestens zweijährigem Freiheitsentzug geahndet wer-
den, oder um eine der in § 3 des Gesetzes aufgeführten Taten, auch wenn die Straf-
androhung unter zwei Jahre Freiheitsentzug beträgt. Die Entscheidung. über die Vor-
nahme dieser Maßnahme wird von dem Leiter der betreffenden Behörde oder einer

ı_ f' . 1-

* |-
I .- -ı

J'

3
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hierzu beauftragten Person getroffen und unterliegt keiner vorherigen Kontrolle durch
ein Gericht oder eine unabhängige Verwaltungsbetıörde, _ , 0 ,

.| .
I. ._ ı

'F

- "¬ . - fvgl. Euer-ı, urrerı vom 21. Dezember 2916, a.a.O., Rn. 22,23. l_

Darüber hinaus haben die Betreiber elektnšrnischer Kommunikationsdienste der
1| . ,

Staatsanwaltschaft, der nationaten Polizeibehörde, der Sicherheitspolizei oder sons-
tigen mit der Kriminalitätsbekämipfung betrauten Behörden auf Verla-n_gen Teilneh-.
meranschlussdaten zu übergeben, falls sich die Daten auf eine mutmaßliche Straftat
beziehen, wobei es sich nicht unreine schwere Straftat handern muss,-'_ Ü

ı 'Iı ; 5 .
| .

ı ll ,4. _

vgl. EuGH, Urteil vom 21. Dezember 201-6, a.a.O.,'Rn. 25 ff. ~.
I 1-

0 ,
. 0 '

Die Sicherheitsmaßnahmen zum_ Schutz der auf Vorrat 'gespeicherten Daten'_be-
schränken sich auf die Vorgabe,`geeignete technische und organisatorische Maß-
nahmen hierfürzu treffen, ` ";- ~ - _ .- ~'

._ - 1l - Ü ._, ..r- › .

vgl. EuGH, Urteil vom 21. Dezember 2016, a.a.O., Rn. 28._ - .
r ,i

Das Recht des Vereinigten Königreichs bleibt noch weit hinter diesen Anforderungen
zurück. Hier kann der Minister durch_ Anordnung (ohne gesetzliche Grundlage) von
einem Betreiber eines öffentlichen Telekommunikationsdienstes verlangen, relevante
Kommunikationsdienste auf Vorrat zu speichern, wenn er dies für einen odermehre-
re Zwecke, die im Gesetz von 2000 zur Regelung von Ermittlungsbefugnissen aufge-
führt erncı, für eırerrrerıren und verrraırnremaßrg naır, weber eıre dert generrnren zwe-
cke sehr weitreichend sind und u.a. auch rein wirtschaftlichen Interessen des. Staates

ı Q. _ I

dienen können. Hervorzuheben ist insbesondere, dass eine Datenerhebung auch zu
jedem Zweck möglich ist, der „in einer Verordnung des Ministers 'des Innern eigens
aufgeführt wird“. Die Höchstdauer einer solchen Maßnahme darf zwölf Monate nicht
übersteigen. Die Ausgestaltung der Datenweitergabe und die' Sicherheitsstandards
bleiben weit hinter der deutschen Regelung zurück, _. ' ' `

"vgl. im Einzelnen die Darstellung im' Urteil des EuGH vom 21. Dezember
2016, a.a.O., Rn. 29-43. - _ ` . _- '-

' ı
. 3 I

1- L ı I _' _
I ' ı

.- ı ı 4
1 ıı '

Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass diese (anderen) nationalen Rege-
-ıı .

lungen das Ergebnis der Rechtsprüfung des EuGH*nicht u.nwesent_!ich beeinÀusst
haben. _ _ ~ . . '- " ' . - - ` '

I U -1» 1 '
ı ' J

1 .
Ü " ı1
1-. 1 I .-

. ' 4 '

Darüber hinaus kann vorliegend bei summarisch_ër__Prüfung auch nicht festgestellt
werden, dass die streitgegenständlichen gesetzlicheiır Regelungen 'des TKG nicht

.- 'I -- H 1- rı

den im Urteil des EuGH vom 8. April 2014 geforderten Anforderungen' entsprechen.
So kann der Begründung des Gesetzes entnommen werden, dass der Gesetzgeber
die Vorgaben der Grundrechtscnarta, wie sie der EuGH in seinem Urteil vom 8. 'April

, .r

I . " 1.
1. _ _,

¬ ı
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2014 zur Richtlinie 2006124/EG`präzisiert hat, beachtet hat. Zur Begründung "wird
insoweit im Wesentlichen ausgeführt, dass der Gesetzentwurf den vom EuGH ge-
nannten verfassungs- und europarechtlichen Vorgaben dadurch Rechnung trage,
dass er eine mög_li_chst begrenzte SpeicherpÀicht mit strengen Abrufregelungen kom-
biniere. Er sehe einerseits eine (nur) zehnwöchige Speicherung von genau bezeich-
neten Verkehrsdaten - bei Standortdaten sogar nur eine vier¬wöch`ige “Speicherung -
bei den Erbringe'rn“_ öffentlich zugänglicher Telekommunikationsdienstezu Zwecken
der Strafverfolgungsvorsorge und zur Gefahrenabwehr vor und ermögliche den Abruf
der Daten durch 'staatliche Stellen andererseits nur unter sehr engen Voraussetzun-
gen. Schon die -VerpÀichtung zur Speicherung werde - entsprechend den Anforde-
rungen des auf das absolut Notwendige beschränkt. Daten von Diensten der
elektronischen Post seien vollständig von der SpeicherpÀicht ausgenommen. Zum
Schutz des besonderen Vertrauensverhältnisses 'seien Ver_kehrsdaten, die sich auf
Personen, Behörden und Organisationen in sozialen. oder kirchlichen Bereichen be-
zögen, grundsätzlich von der SpeicherpÀicht ausgenommen. -Detaillierte und nor-
menklare Regeln begrenzten die Verwendung der Daten und gewährleisteten ihre
Sicherheit, ` ~ ~ ' '

1
›› 'ıı -

vgl. BT-Drs. 18/5088, S. 23 f. ' __ _ «
§

I_ 1
. 1 'I

Inwiefern insbesondere nach diesen Ausführungen zum nur begrenzten Umfang der
SpeicherungspÀicht, die auch in den gesetzlichen Regelungen des- TKG ihrer Nie-
derschlag gefundenfhaben, überhaupt bei der deutschen Regelungfjvon einer allge-
meinen und unterschiedslosen Vorratsdatenspeicherung sämtlicher Verkehrs-und
Standortdaten aller Teilnehmer und 'registrierten Nutzer in Bezug auf alleelektroni-
schen Kommunikationsmittel gesprochen werden kann, die der _EuGH in seiner Ent-
scheidung vom 21._fDezember 2016 als mit Art. 15 Abs. 1 der Richtline 2006/24, un-
vereinbar beanstandet, -' _ . ` r

._ . I

ı-
2 1. -

I 1.

EuGH, Urteil`___}._riom 21. Dezember 2016, a.a.O.,- juris, Rn. 97;'
_ 1 ı. `

_ ı-
3 1

- - I',¬_ -
Iist daher offen. 0 ff" ' . `- ' ' .~ .

1ıf\'* ' - . I
. _ - ' r ',. „

Ob damit die deutsrrhe Regelung mit den Vorgaben des__ Eu_GHrf_in.: beiden genannten
Urteilen übereinstir¿int, bedarf wegen .der Komplexitätund-des ,Umfangs der zu be-
antwortenden Fragen einer vertieften~Überprüfung im Hauptsacheverfahren. ` -

i |3 _

1
_ ı` .' ~ ' 1

Soweit die Antragstellerin dara_u_f_verweist, dass selbst dann, wenn eine anlasslöse
Bevorratung von Te_l__e_kommunikati_o_n's-Verkehrsdaten;rnit den Grundrecnten der Be-
troffenen vereinbar wäre, die anlasslose Speicherung bei den von ihr zu speichern-
den Daten wegen 'rder besonders hohen Sensibilitätvon lnternetzugangsdaten auf
rrer Grundlage rreeia (113b Abe. 3 TKG über rree grurgrrreenrırerr rrrnnenmbare Merz.
hinausgehe, ist denir:j__-= jedenfalls im Rahmen des vorliegenden Eilverfahrens; - entge-
gen zu setzen, dasedas Bundesverfassungsgericht in*seine`m Urteil' zur „Vorratsda-

---rı . '_; __ ". ı-

1.|._ı _
_ ır

C ı *- .--.- I _
1 * + 1 I
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tenspeicherung“ zudem Ergebnis kommt, dass irreniger strenge verfassungsrechtli-
che Maßgaben gelten für einei_ni;ir mittelbare Verwendung der yorsorglicligespei-
cherten Daten inj- Form von behördlichen Auskunftsansprücfhen gegenüber den
Diensteanbietern hinsichtlich der Anschlussinhaberbestimmter IP-Adressen, die die-
se unter Nutzung"_der vorgehalterıen Daten zu ermitteln haben. Die Schaffung von
solchen Auskun¿sansprüchen ist nach' dieser Entscheidung unabhängig von begren-
zenden Rechtsgüter- oder Straftatenkatalogen insgesamt weitergehend zulässig als
die Abfrage und Verwendung der Telekommunikationsverkehrsdaten selbst, '

vgl. BVerfG; Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 254 ff.. ~
'I . ı I .

'-'. Iı F

..;; ' ' I `

Zwar verweist die íÀrntragstellerin in_ diesem Zusammenhang_dara`uf, dass die "Aus-
führungen des Burıdesir/erfassungsge.ri_chts zur Beiforratung von lnternetzugangsda-
ten mittlerweile ü_berh_olt seien, geht dabei aber von einer fehlerhaften Vorstellung
hinsichtlich des notwendigen Umfangs der iron ihrfzu speichernden Daten 'aus, wie
unten noch auszuführen sein wird... ._ ; - - _ L

. ı _
i - 0 _i . ,.
Ü .

_ _ ı'

Die Speicherungspflichten überschreiten die_f"Grenze' der Verhälthismäßígkeitäuch
nicht durch den technischen Aufwand, den sie den _Diensteanbietern abverlangen.
Hierbei rei inebeeenerere zu beruekeieıiiigen, cıeeeieeıenfeııe ein er-eßterı der neen §
113b TKG zu srieicherrnden Daten ohnehin iron den meisten betroffenen Telekom-
munikationsunternehmen vorübergehend für eigene Zwecke' ges|:'›e`icheı† wird.

Ü 1 ' _ ' I I

i - D ' Ü

Es ist im vorliegenden Venfahren auch nicht davon auszugehen, dass die Speiche-
rungspÀicht in Bezug auf die ¿hanziellen La'sten,1die den Unternehmen durch die
SpeicherungspÀicht nach § 113b TKG und die hieran knüpfenden'FolgeverpÀichtun-
gen wie die Gewährleistung von Datensicherheit erwachsen, unverhältnismäßig ist.
Dabei ist zu beachten, dass der Gesetzgeber einen weiten 'Gestaltungsspielraum
dahingehend hat, welche PÀichten zur Sicherstellung von Gemeinwohlbel_angen er
Privaten im Rahmen ihrer Berufstätigkeit auferlegt, ~ ._ ' 1

'I
. ' O

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O, juris, Rn. 301. I 1 _
i ı

. . `

-ı Q '
.ı

Grundsätzlich kann _er Lasten und'?_l\/laßnahmen zur Wahrung von Gemeinwohlbelan-
gen, die als Fo`lge"kommerzieller Aktivitäten rege`iungsbedü_rft_lg sind, den entspre-
chenden Marktakte_u_re_n auferlegeh, um die „damit verbundenen “Kosten auf diese
Weisein den Markt und den Marktpreis zu integrieren. Dabei ist der`;Gesetzgeber
nicht darauf beschräınkt, Private nur dann in Dienst zu nehmen,_wenn'ihre JberuÀiche
Tätigkeit unmittelbar' Gefahren auslösen kann o_der sie hinsichtlich dieser"Gefahren
unmittelbar ein _\:/etrschulden trifft. Vielmehrreicht insoweit'-eine 'hinreichende Sach~
und Verantwortungsnähe zwischen der beruÀichen Tätigkeit und der auferlegten
VerpÀichtung, __ _ - _' u' ` ' _'

. -|-

. i

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 30_1`.
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1|Eine solche hinreichende Sach'i_'und Verantvvortungsnähe besteht entgegen der von

der Antragstellerin geäußerten Rechtsauffassung › „zwischen“ der Vorratsdatenspei-
cherung und den durch die gesetzlichen Regelungen zur Datenspeicherung in PÀicht
genommenen Telekommunikationsunternehmen. Deshalb geht die bundesverfas-

. +

sungsgerichtliche Rechtsprechung auch davon aus, dass gegen die den -Speiche-
rungspÀichtigen erwachsenen Kostenlasten grundsätzlich keine Bedenken bestehen.
Der Gesetzgeber ,verlagert auf 'diese Weise die mit der Speicherung verbundenen
Kosten entsprechend der Privatisierung des Telekommunikationsseldors insgesamt
in den Markt. Auch werden hierbei nicht einzelnen Diensteanbietern einzelfallbezo-
gene Sonderopferauferlegt, sondern in allgemeiner Form die Rahmenbedingungen
für die Erbringung von Telekommunikationsdiensten ausgestaltet. Allein die gemein-
vvohlbezogene Zielsetzung gebietet es nicht, hierfür einen Kostenersatâvorzusehen.
Ein Gesetz, das die Berufsausübung in der Weise regelt, dass es Privaten beider
Ausübung ihres Berufs PÀichten auferlegt und dabei regelmäßig 'eine Vielzahl von
Personen betrifft, ist nicht bereits dann unverhältnismäßig, wenn es`einzeln_e Betrof-
fene unzumutbar belastet, sondern erst dann; wenn es bei einer größeren Betroffe-
nengruppe das Übermaßverbot verletzt, _ " = 1" "

_ _

Qvgı. Bvenc,_,uneiı vom 2. März 2010, e.e.o., inne, Rn. 2302.' ~_ _
' " ı _ ı'

›
ıı ı ›. , L „ _ . Q

. | . _ i,
ı , -

Soweit die Antragstellerin einvvendet, eine „hinreichende Sach-__und Verantwortungs-
nähe“, welche die ,entschädigungslose lndienstnahme eines Unternehmens für einen
hoheitlichen Zvveckfrechtfertigen könnte, bestehe nicht, stehen`_dieser1Annañme die
insoweit eindeutigen AusführL.ng`en'des Bundesverfassungsgerichts entgegen, dass
der Gesetzgeber mit der Ver agerung der aus den SpeicherurigfspÀichten ,erwach-
senden Kostenla_stfen auf die 'm Markt tätigen Unternehmen den.Umstand berück-
sichtige, dass die.ffTeIekommLnikationsunternehmen die neuen Chancen der Tele-
kommunikationsteöhnik, die m`t Sicherheitsrisiken verbunden sind,'zur~Gewinne_rzie-
lung nutzen könnten, Damit stünden die den Unternehmen auferlegten PÀichten in
engem Zusammenhang mit den von ihnen erbrachten Dienstleistungen -und könnten
als solche nur von ihnen erbracht werden . ~ ' `

- i.
- ı . . ' -

. . _ "' I
`ı' . fvgl. Bvene,íuneiı vem 2. März 2010, a.a.O., inne, Rn. 392. ' _

, -1. ._ . I
:_ _.: J " . I _

v` ' * i ¬ "
_ I '

Umso weniger bestehen verfassungsrechtliche Bed_enken`gegen_ die durch die heuti-
ge gesetzliche Regelung auferlegte Kostenlast' der betroffenen.Unternehmen vor
dem Hintergrund, dass nach § 1.13a Abs. 2 TKG - anders als noch nach der Vorläu-
fervorschrift - für notwendige Aufvrrendungen, ,die den VerpÀichteten durch die Um-
setzung der Vo_rgalpen aus den §§ 113b, 113d bis,113g TKG entstehen, eine ange-
messene Entschädigung zu zahlen ist, soweit dies ,zur Abwendung oder zum Aus-
gleich unbilliger:Härt_en geboten erscheint. Für die Bemessung ,der Entschädigung
sind die tatsächlich entstandenen Kosten maßgebend, wobeiüber Anträge auf Ent-
schädigung die:_Bun_desnetzagentur zu entscheiden hat. Es sind im Rahmen des vor-

- 4-
+ -ı. ._ .| _

4' ı-~ .. _ ıı
ı .ı

-ı
_ ıl
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liegenden Verfahrens keine Gründe dafür ersichtlich, dass diese Entschädigungsre-
gelung auf die Antragstellerin, wenn in ihrem Fall tatsächlich eine unbillige Härte vor-
liegen sollte, keine Anwendung tfnıden könnte. _- ' _

ı
' 1Die Entschädigungsregelung ist .entgegen der Auffassung ;der Antragstellerin auch

hinreichend bestimmt. Soweit die *Antragstellerin lausführt, um die grundrechtlichen
Anforderungen an die gebotene Entschädigungsregelung zu konkretisieren, könne
die zu Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG ergangene_ Rechtsprechung zu der sogenannten
ausgleichspflichtigen lnhaltsbestimmung des Eige`nt'ums herangezogen werden, steht
dem entgegen, dass die Rechtsprechung zur ausgleichspÀichtigen- lnhaltsbestim-
mung auf Eingriffe in die Berufsfreiheit - und nur ein solcher steht vorliegend in Rede
- nicht übertragen werden kann. Das Konzept der Entschädigung ist auf solche
Rechtspositionen ausgerichtet und beschränkt, die dem Schutz der Eigentumsgaran-
tie aus Art. 14 GG u_nte_rstehen, I _ . ~ ~

+ _
l _

vgl. BGH, Urteil vom 14. März 1996 - Ill- ZR 224/94, juris, Rn. 19, 20; Be-
schluss vom 27. Mai 1993 - III ZR 142/92 -,'juris, Rn. 3. _ 3 -

I I _ 5

Im Übrigen handel,t,es_ sich bei dem in § 113a AbsI 2 'TKG verwandten Begriff der
„unbiIligen Härte“ zwar. um einen unbestimmten, aber auslegungsfähigen Rechtsbe-

. egriff, der in vielen Gesetzen u.a. im Rahmen von Entschädigungsregelungen Ver-
wendung ¿ndet, und von dem grundsätzlich nicht angenommenwird, 'er sei inhaltlich
zu „unbestimmt“. Ein_e„unbillige I_-lärte“`ist hiernach in der Regel dann anzunehmen,
wenn ohne die Gewährung einer teilweisen Entschädigung dem Betroffenen Nachtei-
le entstehen, die über die Ziele.des jeweiligen Gesetzes hinaus gehen unddie nicht
oder nur schwerwieder gut zu machen sind. Dies trifft z.B. bei drohender Insolvenz
oder Existenzgefährdung zu, - _ _ -

. - Q

4 ' lä
ıı

I.

vgl. z.B. VG Potsdam, Urteil vom 20. -Juni 2003 - 3 K 3663/02 - zu § 70
TierSG, juris, 20; Kopp, VwGO, 22. AuÀage, § 80 Rn._116. 1

` 1
ı

ı
21' ~

1 . " . ' _ 0
I _, o ı

.. .

Das Bundesverfassungsgericht sah zudem keine _Ve_rletzung' des Übermaßverbotes
bei der gesetzlichen! Vorgängerregelung, die ikeine ausdrückliche'Entschädigungsre-
gelung für betroffenfe Unternehmen vorsah, weil nicht erkennbar war, dass die mit
den auferlegten Spelicherungspflichten bestehenden_Kpstenlasten erdrosselnde Vi¿r-
kung hatten, _ E, `* '_ - . '~ - `

i ' '
- '__' . I ı

i

i r|

BVerfG, Bes'cl_iluss vom 2. März 2010, a.a.O.," juris, Rn. 302 am Ende.
,i
r.

ıı ' i
ıı

_ -ıı
_ ı-

Berücksichtigt man, dass in § 113a Abs. 2 TKG eine Entschädigungsregelung vorge-
sehen ist, liegt es daher fern, unter diesem Aspekteinen u_nverh'ä|tnismäßigen Ein-
griff in die Berufsausübungsfreiheit anzunehmen.` Der Gesetzgeber war damit nicht
nur bemüht, die d'ur`cih die Neuregelung entstehenden ¿_nanzi'eIlen'und sonstigen-Be-

, . I Q
- -_

C
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begrenzen und besondere Härten für kleinere Anbieter abzufedern, sondern auch die
_ ¬.

Belange der Telekommunikationsunternehmën mit den ötffentlichen¿nterešsen in
sachgerechterweise auszugleichen. _ -- ._ _*

. 4
›ı

Sind damit die Regelungen über die Speicherungs- und ÜbermittlungspÀichten be-
troffener Telekommunikationsunternehmen grundsätzlich als venfassungsgemäßer
Eingriff in die durch Art. 12 Abs.2 1 GG geschützte Berufsausübungsfreiheit zu wer-
ten, hat die Antragstellerin darübe_r__hinaus gehend nicht glaubhaft gemacht, dass :-
gerade im Falle von Telekommunikationsunternehmen, die, wie sie, „nur“ Internet-
Dienstleistungen ausschließlich für Geschäftskunden anbieten - aus dem Gesichts-
punkt der Verhältnismäßigkeit zusätzliche Härte- oderAusnahmeregelungen 'geboten
gewesen wären, ' ~ .

vgl. zu diesem Aspekt: BVerfG, .Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn, 303.

Die seitens der Antragstellerin beanstandete Reichweite der SpeicherpÀicht als zu
weitgehend einerseits, andererseits aber auch die gleichzeitig beanstandete Lü-
ckenhaftigkeit der Telekommunikationsüberwachung rechtfertigen nicht den-Schluss,
die VerpÀichtung zur generellen Speicherung für ih_ren Gesetzeszvveck (Sicherung
der Strafverfolgung und Gefahrenabwehr) als un`veıfh'ältnísmäßig bzw. als generell
ungeeignet anzusehen. _ ` _ ' .. `~ _

›_ Iı Iı
-›
' ı

Die von der Antragstellerin befürchtete zu weitgehende 'Reichweite der Speicher-
pÀicht besteht nach der gesetzlichen Regelung nicht. So trägt die Antragstellerin vor,
dass die Mehrfachvergabe dynamischer IP-Adressen dazuführe, dass zu einerein-
deutigen ldenti¿zierung des einzelnen Nutzers eine «Vielzahl weiterer Daten erforder-
lich sei. Die eindeutige Zuordnung einer dynamischen IP-Adresse zu' einem Nutzer
erfordere nach heutigem Stand der Technik (Version 4 des InternetprotokolIs)`bzw_
aufgrund der Mehrfachvergabe externer IP-Adressen (nach der derzeitigen Form des
Carrier-Grade Network Address 'Translation-Verfahrens-CNAT -)_ zusätzliche Kennt-
nis über die interne IP-Adresse und interne Port-Nummer, die zugeordnete externe
ıP-Aeıreeee und externe Pen-Nummer, die jeweiıige ziel-ıP=Aeıreeee und zieı-ı=en-
Nummer sowie den präzisen Zeitstempel der Zuordnung. Würden alleidiese Daten
erhoben, würden lückenlos Rückschlüsse auf die.genutzten. Dienste möglich sowie
Erkenntnisse darüber, wer, wann auf welches Ziel zugegriffen habe,.so_ dassein um-
fassendes Nutzerpro¿l erstellt werden könne. Diese Gefahr besteht allerdings schon
deshalb nicht, da die gesetzliche Speicherver“-pÀichtung keineswegs eine derart um-
fassende Speicherung verIangt_.§ 113b Abs. 3 TKG verpflichtet dia.AntragsteIlerin
als Erbringerin öffentlich zugänglicher lnternetzugangsdienste (lediglich) dazu, die
dem Teilnehmer für eine Internetnutzung zugewiesene Internetprotokoll-Adresse (Zif-
fer 1), eine eindeutige Kennung des Anschlusses, über den die Internetnutzung er-
folgt, sowie eine zugewiesene Benutzerkennung (Ziffer 2) als auch Datum und Uhr-
zeit von Beginn und Ende der Internetnutzung unter der zugewiesenen lnternetprotc-

\-

Ä
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kcll-Adresse unter Angabe der' zugrunde liegenden Zeitz`one(Ziffer 3)_ zu speichern.
Die weiteren von der Antragstellerin genannten'._Speicheierfordernisse ¿nden sich
nicht in der Norm. Dies hat die Aritragsgegn.erin im Schriftsatz vom 13. September
2016, der im Verfahren 9 K 3859716 vorgelegt worden ist, auch nochmals nachvoll-
ziehbar bestätigt. _ ` -'

Soweit die Antragstellerin meint; im Falle der bloßen Speicherung der in § 113b Abs.
3 Ziffern 1- 3 TKG ausdrücklich genannten Daten sei die Regelung ungeeignet, weil
auf Basis dieser Daten immer nur ein kleiner Kreis von Anschlüssen identi¿ziert wer-
den könne, und es den Anbietern .von Internetzugangsdiensten vor 'dern Hintergrund,
dass eine umfassende Einführung von CNAT in allen Netzen in den nächsten Jahren
zu erwarten sei, nicht zuzumuten sei, lediglich für die Zwischenzeit bis zufeiner flä-
chendeckenden Umstellung auf CNAT eine sehr kostenaufwändige Bevorratungsinf-
rastruktur aufzubauen, ist darauf hinzuweisen, dass _der Gesetzgeber verfassungs-
rechtlich nicht gehalten ist, ein Iückenloses Übenvachungssystem zu garantieren. Er
hat vielmehr gerade auch die Gesichtspunkte der Erforderlichkeit und Angemessen-
heit eines Eingriffs zu beachten' und Schutzgüter abzuwägeni Ferner darf er auch
aus Praktikabilitätsgründen generalisieren, typisieren und pauschalieren und hat
hierbei generell einen verhältnismäßig weiten Gestaltungsspielraum, ._ '

vgl. BVerfG, Beschluss vom 4. April 2001 '- 1 BvL 7'198 -, Juris, Rn. 42 f.
m.w_N.. ` _ . -_

. " 3

Auch wenn eine Datenspeicherung nicht sicherstellen kann;-dass alI'e'Telekommuni-
kationsverbindungen verlässlich bestimmten Anschlussnehmern zugeordnet werden
können, kann dies der Geeignetheit einer solchen Regelun_g'rılcht_entgegengehalten
werden. Diese erfordert nicht, dass-das Regelungsziel-in jedem 'Einzelfall tatsächlich
erreicht wird, sondern verlangt lediglich, dass die Zweckerreichung gefördert wird,

' 1
f 4

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 207. ` _
.

F

'ıı

Dass eine Förderung des Gesetzeszwecks aufgrund der in § 113b Abs. 3 TKG be-
grenzten Datenspeicherung ausgeschlošsen ist, lässt sich im vorliegenden Verfahren
nicht feststellen. Zwar mag aufgrund. der nur begrenzten S_peicherungs_verpÀichtung

-- 1- ¬ “. .|, ¬

möglicherweise nicht jedes berechtigte AuskunftsverIange"n_'zu einem unmittelbaren
Erfolg bei der Strafverfolgung führen. Es ist aber nicht von der Hand zu weisen, dass
es ohne die Speicherung von Internetzugangsdaten in vielen Deliktsbereichen be-
reits an einem ersten Ermittlungsansatz fehlte. Selbst wenn beijEinsatz des CNAT-
Verfahrens ohne die_ Speicherung `der Portadresse nur ein K_reis_`von Personen und
nicht eine Einzelperson ermittelt werden- kann, kann diese lnfo'rm_a'ti_on Ausgangs-
punktweiterer Ermittlungen sein. _ ~ _ ›. .' ' «-

ıı ,. -
ıı ı--ı l

Der von der Antragstellerin weiterhenrorgehcbene Umstand, dass die ,Erhebung der
von ihr zu speichernden Internetzugangsdaten wegen ihres Kundenkreises im We-

ı 1' Q

r _. _ '
I '_ I fa_ _
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sentlichen nicht der Bekämpfung schwerer Kriminalität dienen können, soriçlern im
Wesentlichen „nur“ die AuÀdärung von Betrugsstraltaten, Cyber-Kriminalität, .Strafta-
ten gegen die Integrität und Vertraulichkeit von Daten ermöglichen diirfte, ein Aus-
kunftsverlangen der Strafverfolgungsbehörden auf der Grundlage des §`100g Abs. 2
StPO auf diese Straftaten aber nicht gestützt werden könne, führt ebenfalls nicht z_ır
Annahme der UnverhäItnismäßig_keit der gesetzlichen-. Regelung. Dennselbst wern
dem so wäre, wäre die Inanspruchnahme der Antragstellerin zur Datenspeicherurg
vom weiten Gestaltungsspielraum' des Gesetzgebers umfasst und überschritte 'd'e
verfassungsrechtlich zulässige Grenze schon deshalb nicht, weil verfassungsrecht-
lich nicht zu fordern ist, dass das- Regelungsziel des Gesetzes in jedem Einzelfall
tatsächlich erreicht wird. Verlangtwird lediglich, dass die Zweckerreichung gefördert
wird, 1 ` -

1 - '
I ' ._- . ._ . .

. ı _
-|-

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a_O_, juris, Rn. 207.

Dass kein Fall denkbar ist, in dem die von der Antragstellerin zu'speich'ernde'n Daten
zur Bekämpfung schwerer Kriminal-ität dienlichsein können, wird vonfhr se_lbst.nicht
behauptet. _ -'- ._ ' ' _."

. _, 1..- ~
__ l

ı |, '
1 . '

Soweit die Antragstellerin darauf hinweist, bei den von ihr angegriffenen gesetzlichen
Regelungen sei nach dem Bundeverfassungsgericht im Rahmen der. Verhältnismä-
ßigkeit einer Regelung auch die „Übe_rwachungs-Gesamtrechnung“ .zu überprüfen,
dürfte dieses Vorbringen auf Ausführungen des' Bundesverfassungsgerichts in ,sei-
nem Urteil zur Vorratsdatenspeicherung“vom 2. März 20'-10 abzielen, nach denen
auszuschließen ist, dass die zulässige Speicherung von TeIekommunikation`sver-
kehrsdaten als Vorbild für weiteie anlasslose Datensammlungen 'dien_t. Der Gesetz-
geber sei bei der Einführung neuer Speicherpflichten gezwungen, d_ie Gesamtheit der
schon vorhandenen Datensammlungen in den Blick zu nehmen. Die verfassungs-
rechtliche Unbedenklichkeit einer vorsorglich anlasslosen Speicherung von Tele-
kommunikationsverkehrsdaten setze vielmehr voraus, dass diese eine Ausnahme
bleibe. Sie dürfe auch nicht im Zusammenspiel mit anderen vorhandenen Dateien
zurRekenerrnierberkeiiprekireen eıreinkirvriären uerBürgerfünren_, '- “ ±

vgı. Bverfc, unerı vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 218. _.
_ ' '

Ü

4. ı

Vorliegend ist nicht erkennbar, dass die konkrete Ausgestaltung ._de`r Speicherpflich-
ten diese Grenze überschreitet. Denn' gemäß § 113b Abs. 5_TKG.dürfe,n die `dor_t}ge-
nannten Daten nicht gespeichert werden. Hinsichtlich der zu speichernden Daten ist
die Speicherfrist im Vergleich zur Vorgähgerıregelung deutlich vefkürzt' und auf~`v.ier
bzw. zehn Wochen beschränkt,_vgl_ § 113b Abs. 1 TKG; wobeifselbst die undifferen-
zierten längeren Speicherfristen der Vorgängerregelung als verfassungsrechtlich zu-
lässig erachtet worden sind, __ ` _ _ '_ '

ı-ı ¬ ___.

ı-ı
Ü

ı I '.ı

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. _März 2010, a.a.O.,juris, Rn. 216 f. _
ıi

1

1

ıfi _
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Nach Ablauf der Speicherfrist müssen die Daten irreversibel gelöscht werden und
sind somit nicht mehr rekonstruierbar, vgl. § 11_3b_Abs. 8 TKGJ Flankiert werden die-

. - '›se Vorschriften zudem von den Zugriffsschranken des § 100g StPO. v_'
. `_ -I ' __-

1

Der Antragstellerin ist auch nichtfdarin zu folgen, dass zumindest diekonkrete Aus-
gestaltung der Vorratsdatenspeicherung von Internetzugangsdaten duichdas von ihr
angegriffene Gesetz grundrechtliche Defizite aufweise, 'die 'zu einer Verfassungswid-
rigkeit führten. Diese Defizite beträfen'-.sowohl die Regelungenüber die Datenspei-
cherung selbst als auch die Regelungen über die Auswertung und Übe`rmfitt'lung der
gespeicherten Daten durch die Anbieter von lnternetzugangsdiensten. _ _

ıi. _ __ _
, _

Soweit die Antragstellerin sich im Rahmenlihres diesbezüglichen Vortrags darauf
bezieht, dass auf der Ebene der Datenspeicherung insbesondere zu bemängeln sei,
dass das Gesetz in §§ 113a ff. TKG keine hinreichenden Vorkehrungen zum Schutz
von Berufsgeheimnissen vorsehe, ist darauf zu verweisen, 'dass im Rahmen des vor-
liegenden Verfahrens Überwiegendes dafür spricht,_ dass sie, selbst wenn- dies der
Fall wäre, nicht in eigenen Rechten verletzt wäre, da der Schutz von Berufsgeheim-
nissen von den betroffenen Kunden geltend zu machen wäre. Unabhängig hiervon ist
im Rahmen des vorliegenden Verfahrens aufgrund der durchzuführenden summari-
schen Uberprüfung aber auch nicht erkennbar, dass der Schutz der Berufsgeheim-
nisträger nicht ausreichend und entsprechend den verfassungsgerichtlichen Vorga-
ben ausgestaltet wäre_ So dürfen' Daten, die den in §99 Abs. 2 TKG genannten Ver-
bindungen zugrunde liegen, ausdrücklich nichtgespeichert werden._Für andere Be-
rufsgruppen trifft § 100g Abs. 4 StPO die Regelung, dass die. Erhebung von Ver-
kehrsdaten nach Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3.Satz 2, die sich gegen
eine der in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 StPO genannten Personen richtet iind
die voraussichtlich Erkenntnisse erbringen würde, über die diese=das` Zeugnis ver-
weigern dürfte, unzulässig ist. Dennoch erlangte 'Erkenntnisse dürfen -nicht verwen-
det werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu"Iöschen."Die Tatsache
ihrer Erlangung und der Löschung der Aufzeiqhnungen ist aktenkundig zu machen
(Sätze 1-4). Die Sätze 2 bis 4 gelten nach Satz 5 entsprechend", wenn durch eine
Ermittlungsmaßnahme, die sich nicht gegen eine in -§ 53 Abs. 1 Satz 1 .Nummer 1-5
StPO genannte Person richtet, von dieser Person Erkenntnisse erlangt werden, über
die sie das Zeugnis verweigern dürfte. Die Antragstellerin übersieht damit, dass die
Speicherregelungen durch strenge Verwendungsregelungen- § 100g Abs. 4 StPO -
flankiert werden, die im Strafverfahren ein absolutes.Veniveıtungsverbot zur Folge
haben, wenn Daten versehentlich erhoben werden: Insoweit spricht vorliegend

,_ _Überwiegendes dafür, dass die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts in seiner
Entscheidung zur „Vorratsdatenspeicherung“, dass es verfassungsrechtlich als Aus-
fluss des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes (nur) geboten`ist`,` für einen engen Kreis
von auf besondere Vertraulichkeit angewiesene Telekommunikationsverbindungen
ein grundsätzliches Übermittlungsverbot vorzusehen, ' Ã _ `

_ _ _..

' ı-
1. ıı _
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Darüber hinaus trägt die Antragstellerin vor, die in `§r113d TKG enthaltenen Vorga-
ben zur Datensicherheit verletzten die -Grundrechte und Grundfreiheitên der Anbieter
von lnternetzugangsdiensten, da sie teilweise unklar bezielmngsweise faktisch nicht
umsetzbar seien. Zudem würden diese Unklarheiten noch durch § 113f TKG ver-
stärkt, der eine Konkretisierung der Vorgaben zur Datensicherheit regeln solle.

!ı. ._ ıı

Auch diese Überlegungen können im Rahmen des vorliegenden Verfahrens zu kei-
nem Erfolg führen. - ' . - '

'.- 4-

Sowohl das Bundesverfassungsgericht als auch .der Gerichtshof der Europäischen
Union leiten in ihren Urteilen zur Vorratsdatenspeicherung aus Art. 10' GG und Art. 7
EuGRCh hohe Anforderungen an die technische und organisatorische Sicherung
bevorrateter Telekommunikations-Verkehrsdaten her, ›. ' 1 _ -

vgl. BVerfG, Beschluss vom 2. März 2010, a.a.O., juris' Rn. 220 ff.; EuGH, Ur-
teil vom 8. April 2014, a.a.O., juris, Rn. 66 f. _ ,

i r' ı

Nach den Darlegungen des Bun'd_esverfa'ssungsgerIchts muss-der Gesetzgeber ein
besonders hohes Maß an Datensicherheit gewährleisten, das sich fortlaufend dem
Entwicklungsstand der Fachdiskussion anpasst. Hierzumuss er .den gebotenen
Sicherheitsstandard im Gesetz zumindest dem Grunde nach normenklar .und 'ver-
bindlich vorgeben, darf die technische Konkretisierung des vorgegebenen Maßstabs
jedoch auch delegieren. Das Bundesverfassungsgericht bezieht sich in diesem Zu-
sammenhang zudem auf schriftliche und mündliche Stellungnahmen von Sachver-
ständigen, die im Rahmen des Vorratsdatenverfahrens eingeholt worden sind,

vgl. BVerfG. Beschluss vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn 223 ff.
. "'¬ Ü'

.I ı

ıı

Hervorzuheben ist, dass sich der, Gesetzgeber bei der Konzeption von § 113d TKG
die vom Bundesverfassungsgericht im Vorrätsdatenurteil konkret genannten Maß-
nahmen im Wesentlichen zu eigen macht. Das Bundesverfassungsgericht hat diese
Maßnahmen nach den Stellungnahmen von sachve¿ständiger Seite für geeignet ge-
halten, einen besonders hohen Standard der Datensicherhe-'it_ gesetzlich zu ~gevvä`hr-
leisten,

BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 224 ff. . ›

Die Antragstellerin meint zwar, §_113d Nr. 3 TKG, der eine Speicherung der Vorrats-
daten „auf vom Internet entkoppelten Datenverarbeitungssystemenff verlangt, -sei

. 1- I '

"' „ ı- .F
.ıı
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technisch nicht umsetzbar. Ob diese Ansicht zutreffend' ist, ist jedoch zweifelhaft, .da
der Anforderungskataloges zu §`113f TKG äüfzeigt, wie ein vom Internet entkoppel-
tes Datensystem ausgestaltet werden kann, _- _

vgl. Anforderungskatalog zu § 113f TKG, .S. 13 ff., abrufbar auf der Internetsei-
te der BNetzA. - .' _.

I'-ı I_ r
1, _

ıı

Insbesondere wird aber durch die Regelung in § _1 13f TKG die Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichts umgesetzt . " _ '- -

- ı ' . J

fı

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a',a.Of;'-,-juris, LS 4,
-ı-_, Ü'

I .-

1

dass die zu fordernden hohen Sicherheitsstandards dem Stand der Technik entspre-
chen und fortlaufend aktualisiert werden müssen. §-113f Satz 1 TKG verpflichtet die
Dienstanbieter, bei der Umsetzung der Verpflichtungen der ,§§ -113b bis 113e TKG
einen besonders hohen Standard der Datensicherheit und Datenqualität zu gewähr-
leisten. Satz 2 bestimmt, dass die Antragsgegnerin unter Beteiligung des Bundesam-
tes für Sicherheit in der lnforrnationstechnik und der oder des Bundesbeauftragten
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit einen Katalog von Anforderungen
für die technischen Vorkehrungen und sonstigen Maßnahmen zur Erfüllung der`Ver-
pÀichtungen aus den §§ 113b bis 113e TKG erstellt. Durch 'den'Antorderungskatalog
wird für die VerpÀichteten erkennbar, welche technischen Vorkehrungen und sonsti-
gen Maßnahmen sie zur Erfüllung ihrer VerpÀichtungen mi_ndestens einrichten müs-
sen. Dieser Anforderungskatalog, der zum 1. Januar 2017 in Kraft getreten ist, bietet
somit auch die von der Antragstellerin vermisste Rechtssicherheit. Denn die Einhal-
tung der darin geregelten Anforderungen schafft eine gesetzliche Vermutung zuguns-
ten des verpÀichteten Unternehmens, dass der nac_h § 113f TKG geforderte beson-
ders hohe Standard der Datensicherheit und Datenqualität eingehalten-wird.

vı ı

Darüber hinaus bemängelt die Antragstellerin, dass es für kleine und n_1ittle_re Unter-
nehmen ¿nanziell unzumutbar sei, die Vorgabe in § _113djNr. 5 TKG, nach der an
jedem Zugriff auf die Vorratsdaten zwei besondersermächtigte Personen beteiligt
sein müssen, umzusetzen. Dies umso mehr, als sie ohnehin schon verpÀict_itet_-sei,
die notwendige Technik zur Datenspeicherung und '-sicherung auf eigenejKosten
einzurichten und vorzuhalten. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gebiete es daher,
kleine und mittlere Unternehmen von dem Vier-Augen-Prinzip freizustellen. _ `

4

In

Dem ist zum einen entgegen zu halten-, dasslin § 113a Abs. 2 TKG eine Entschädi-
gungsregelung für Härtefälle vorgesehen ist, zum anderen,_dass das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil zur.Vorratsdatenspeicherung eine _entschädi_gungslose
lndienstnahme von Unternehmen zur Datenbevorratung verfassungsrechtlich .nicht
beanstandet hat, f . ` . -' ' 1 _

ı II *
. 5 .

1-
* +

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010,_a".a.O., juris, Rn. 302 ff. - .
I'

ı I .I
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Auch hier gilt - wie bereits ausgeführt -, dass ein'Gesetz, das Privaten bei der Aus-
übung ihres Berufs Pflichten auferlegt und dabei regelmäßig eine Vielzahl von Per-
sonen betrifft, nicht bereits dann unverhältnismäßig ist, wenn es einzelne Betroffene
unzumutbar belastet, sondern erst dann, wé'nn es bei einer größeren Betroffenen-
gruppe das Übermaßverbot verletzt, .- _ " '_ H '

I 1-
, ıvgl. sverfs, unerı vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 302. -

ır
' v

Es ist nicht erkennbar, dass eine solche generelle Wirkung von den gesetzlich fest-
gelegten SpeicherpÀichten ausgeht. Eine eventuell erdrosselnde _Belastung_-für klei-
nere und mittlere Unternehmen wird durch die - hinreichend bestimmte - Entschädi-
gungsregelung in § 113a Abs. 2 TKG aufgefangen. _ __

I . I
L

Ferner ist die Antragstellerin der Ansicht, dass auch die gesetzlichen Regelungen
über die Auswertung und Übermittlungder bevorrateten Internetzugangsdaten durch
die Dienstanbieter die grundrechtlichen Anforderungen verfehlten. So würden die
gemäß § 113b TKG zu speichernden Daten`_in zu weitem Umfang fürßestandsda-
renauskun¿e im sinne ur-.›s§ 113 TKG zur verfügung gestellt. § 1130 Abs. 1 Nr. 3
TKG erlaube es den Anbietern von lnternetzugangsdiensten, die auf der Grundlage
des§ 113b Abs. 3 TKG bevorrateten lnternetzugangsdatenzu verwenden, um eine
IP-Adresse zuzuordnen. Diese Erlaubnis gehe zu weit uncl' verletze darum Art. 10
GG sowie Art. 7 und 8 EuGRCh. Zudem erlaube § 113 Abs. 1 Sätze 1 und 3, Abs. 2
Satz 1 TKG in Verbindung mit §.113c Abs. 1 Nr. 3 TKG imrepressiven Bereich die
Verwendung von Vorratsdaten nicht nur zur Verfolgung.von Straftaten, sondern auch
zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten. Ein abschließender`.Katalog «besonders
gewiohtiger Ordnungswidrigkeiten; wie ihn das Bundesverfassungsgericht in seinem
Urteil zur Vorratsdatenspeicherung fordere, fehle. Schließlich erlaube § 113 Abs. 1
Sätze 1 und 3, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Nr. 3 TKG in Verbindung mit §'1 130 Abs. 1 Nr. 3
TKG die Datenvemvendung allgemein zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der
Nachrichtendienste. Damit würden die Vorratsdaten hinsichtlich dieser~Behörden für
Auskunftszwecke geöffnet, die weit im Vorfeld konkreter Gefahren liegen können.

Unabhängig davon, ob die Antragstellerin, dieihre diesbezüglichen Einwände (wie-
derum) an Grundrechtsverletzungen ihrer_Kunden_ anknüpft, aus diesem' Grunde
hiermit im vorliegenden Verfahren gehört werden kann, ist hervorzuhe'ben,'dass die
genannten Regelungen den Dienstanbietern zwar erlauben, zur Beantwortung einer
Bestandsdatenabfrage auf die verpÀichtend zu speichernden___Daten zurückzugreifen,
um dann auf dieser Basis das Auskunftsersuchen zu'beantworten-.~'.Es.¿ndet aber -

ı_ fanders als bei einem Ersuchen auf der Grundlage des § 100g_ StPO ¬ keine direkte
Übermittlung von Daten an die ersuchende Behörde statt, vielmehr ist der Dienstan-
bieter „nur“ zur Auskunft verpÀichtet. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts sind für solche Auskünfte weniger st_renge Anforderungen zu stellen.
Insbesondere sah es den Rückgriff auf die .nach der Vorgängerregelung' auf der

+ .. -1-I _
1 Ü' '
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Grundlage des § 113a TKG a.F.~'gespeicherten Daten.fürBestandsdatenauskünfte
ohne vorherige richterliche Anordnung für die Verfolgung von Straftaten aller-:Art und
allgemein auch für die Aufgaben der Gefahrenabwehr und.der Nachrichtendienste
als verfassungsrechtlich zulässig an, _ '

1-

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 289. -
1|. '\

Für die Frage der erforderlichen Eingriffsermächtígung bei sentsprechenden Aus-
kunftsersuchen kam es in verfassungskonformer Auslegungfzu dem Ergebnis, dass
auf die jeweiligen fachgesetzlichenEingriffsunterlagen zu venrveisen war, .- _~

1 .
i r ı

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O.,`juris, Rn_f._2_89. _* .
ä " -ı

' ıı _»

_. |-

Auch einem Missbrauch dieser allgemeinen Eing`riffser`mächtigung'en zur Umgehung
der strengen Voraussetzungen des § 100g St_PO_konnte nach den Ausführungen des
Bundesverfassungsgerichts durch eine verfassungskonforme Auslegung begegnet
werden, › ' _; -_ 1 ›

Ö _
ı

ır . '

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a_a.O.. juris, Rn. 290.
I'

Dass sich an dieser Beurteilung heute etwas geändert haben könnte, ist bei summa-
rischer Prüfung nicht ersichtlich1~_Darüber hinaus dürfte eine Bestándsdatenauskunft
für die Verfolgung und Verhinderung von Ordnungswidrigkeiten bereits schon des-
halb unzulässig sein, weil eine solche Auskunftsverpflichtung_gegen §46 Abs. 2 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten - OWiG - verstoßen dürfte. D_ie Venrvendung
der auf der Grundlage des § 113b Abs. 3 TKG gespeicherten Daten durch die Erb-
ringer öffentlich zugänglicher Telekommunikationsdienste für eine Bestandsdaten-
auskunft ist zwar grundsätzlich zulässig, wenn die Auskunft derverfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten dient (§ 113 Abs. 2 Satz 1 TKG). Es spricht Vieles dafür, dass aus
§ 46 Abs. 2 OWiG, nach dem die Verfolgungsbehörde- im Sinne des OWiG im Buß-
geldverfahren dieselben Rechte und PÀichten wie die Staatsanwaltschaft bei der Ver-
folgung von Straftaten hat, zu folgern ist, dass Auskunftsersuchen 'der
Ordnungswidrigkeitenbehörden über Umstände, die dem Post- und Fernmeldege-
heimnis unterliegen, unzulässig sind. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem
Besgnıuss vom 24. Januar 2012 - 1 BvR 1299/05 -_ festgestellt, dass die identi¿zie-
rende Zuordnung dynamischer lnternetprotokoll-Adressen eine besondere Nähe zu
konkreten Telekommunikationsvorgängen aufweist und damit in de_n'Schutzbereich
des Art. 10 Abs. 1 GG fäıır, “ K ' ~

ı. I L '

vgl. BVerfGE 110, 151 (181. f.); juris, Rn. 116 ff. * ' -
' ı" ¬ I.

.' ›

' I
.` .

Die Zuordnung von dynamischen'_lP-Adressen im_"Rahmen ei_ne_r`Besta'ndsdatenaus-
kunft für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten-dürfte dahe'r`unzu.lässig sein, ~ _

_ 1 '. 1- .-
_ ~' - -ı

t ıı

I

ıı

I



31 Ü1 201?-11¦1Ü 0221 ZÜEE 45? VG l(t1E¦l'rı 3 29/35
I
\

__29_v_
ı ' . *I.~.r'-

`, i I 'fl ı .ı" Ä'

vgl. BT-Drs. 18/5088, S. §10 zu § 113c Abs. 1 TKG. _ _
I ır

I 1.Soweit die Antragstellerin darüberhinaus Mängel in den Datenverwendungsregeln
gemäß § 113c TKG rügt, sind solche im Rahmen der hier nur möglichen summari-
schen Überprüfung nicht erkennbar. -Die Antragstellerin begründet ihre Auffassung,
dass die Datenverwendungsregeln in'§ 113c TKG ebenfalls die Grundrechte der ver-
pÀichteten Dienstanbieter aus Art._12 GG, Art. 15,16 EuGRCh und die^Díenstleis-
tungsfreiheit aus Art. 56 AEUV verletzen, im Wesentlichen mit unzumutbaren
Rechtsunsicherheiten, die dadurch entstünden, dass unklar sei, inwieweit die Dienst-
anbieter prüfen dürfen und müssen, ob sie einem behördlichen .Auskunftsersuchen
nachkommen dürfen. Unklar sei auch, ob ein -Dienstanbieter seine Kunden über das
Auskunftsverlangen benachrichtigen dürfe. Die von der Antragstellerinsbefürchteten
Unklarheiten bestehen nicht. Das_Gesetz regelt' in § 113c TKG- ausreichend und
normenklar die Prüfungsrechte und `-pflichten. der Anbieter. Die Vorschriften machen
hinreichend deutlich, dass den Dienstanbietern weder eine PrüfungspÀicht noch eine
Prüfungsbefugnis hinsichtlich der Legitimität eines. Auskunftsersuchens zukommt.
Die auskunftsersuchenden Behörden haben vielmehr in eigener Verantwortung zu
prüfen, ob die Voraussetzungen für ein Übermittlungsverlangen vorliegen. ln den
Fällen des § 100g StPO ist zudem grundsätzlich eine entsprechende gerichtliche
Anordnung erforderlich und einzuholen, _

Üç .

ı

vgl. BT-Drs. 18/5088, S. 40 f.; BGH, Beschluss vom 23. Ü-September 2014 Ä 1
BGs 210/14-, juris, Rn. 7.' _ .' ._ - _ _

Ein Abwehranspruch der Antragstellerin, der durch eine einstweilige 'Anordnung zu
sichern wäre, folgt schließlich auch nicht aus dem Unionsrecht, soweit dieses die
Berufsfreiheit (Art. 15 EuGRCh),.oder die '-Qunternehmerischen Freiheit. `(Art. 16
EuGrCH) schützt. Ein Eingriff in diese Rechte wäre jedenfalls _dursh überragende
Allgemeinwohlbelange gerechtfertigt. Insoweit gelten hier keine anderen Grundsätze
als die, die für Art. 12 GG gelten. Die angegriffenen Regelungen zur Datenspeiche-
rung sind im Sinne des Art. 52 Abs. 1 Satz 2 EuGRCh zur Erreichung des vorgese-
henen legitimen Ziels geeignet, erforderlich und verhältnismäßig.

Schließlich steht der Antragstellerin auch kein Abwehranspruch aus Art. 56 AEUV zu.
Selbst wenn man davon ausgeht, dass die Antragstellerin durch die Speicherver-
pÀichtung in ihrer Dienstleistungsfreiheit aus Art. 56 AEUV-~'beschränkt_wird, wäre
diese Beschränkung jedenfalls Qe¿echtfenigt. Da die SpeichenıerpÀichtung nicht dis-
kriminierend wirkt, sondern unterschiedslos für in- und ausländische .Diensteanbieter
gilt, kann eine solche nichtdiskrirninierende A-llgemeinbeschränkung der Dienstleis-
tungsfreiheit nach der Rechtsprechung des EuGH durch Gründe des Allgemeinwohls
gerechtfertigt werden, ` _ " _ f `

.- Ü 'ı .
. I .

ıı .

š' › I

vgl. OVG Saarland, Beschluss vom 26. Mai 2010 - 3 B 122.110 -, juris, Rn. 54
mit zahlreichen Nachweisen aus der Rechtsprechung des EuGH. _

Ü' ı-
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Aus den obigen Ausführungen ergibt sich, dass_eine__solche Rechtfertigung vorliegt.
rr _

. .
Ü

Zusammenfassend lässt sich damit feststellen, dass die gesetzlichen Regelungen
über die Vorratsdatenspeicrerung den verf'sssungsrechtlichen`Vorgaben genügen,
so dass aus einer Verletzurg der der Antragstellerin in diesem Sinne zustehenden
Rechte kein Abwehranspruch fotgt, der durch eineeinstweilige Anordnung zu sichern
ist. Offen ist hingegen, ob ein entsprechender Abwehranspruch_aus dem Verstoß der
etrettgegenetandıienen geeetzırenen Regelungen- gegen Art. to Ge, Art. 7 und s
EuGRCh folgen könnte, was allerdings voraussetzen' würde, dass sich die Antrag-
stellerin als Telekommunikationsunternehmen überhaupt auf diese Rechtsverletzun-
gen berufen kann. Dies bedarf wegen der Komplexität der sich stellenden Fragen
vertiefter Überprüfung im Hauptsacheverfahren. _ _ -

ı. '_

ı_ ı

Ist damit offen, ob der Antragstellerin ein Anordnungsanspruch zusteht, hatjder An-
trag deshalb keinen Erfolg, weil _die Antragstellerin keinen'Anordnungsgrund glaub-
haft gemacht hat. Die in diesem Falle vorzunehmendsFolgenabwägung geht zu Las-
ten der Antragstellerin aus. ` “- - '. - l - ' 1

I Ü § _
1-

-ı _ _

Wie bereits eingangs erwähnt, gebietet der Gtundsatz effektiven Rechtsschutzes aus
Art. 19 Abs. 4 GG, vorläu¿gen Rechtsschutz zu gewähren, wenn ohne ihn schwere
und unzumutbare, anders nicht abwendbare __Nachteil__e .entstünden, zu deren nach-
träglicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in der Lage
wäre. Dies gilt vor allem dann, wenneine erhebliche Grundrechtsverletzungídroht, es
sei denn, dass ausnahmsweise überwiegende, besonders gewichtige-Gründe entge-
genstehen, ~ -

vgl. BVerfG, Beschluss vom 25.0ktober 1988 - 2 Bv-R 745/88'-, BVerfGE“7.9,
69 ff., juris, Rn. 17. _ _ . ~ _

I _ I'¬ ı -

._ .
- J

Ä
_ ıgg ı E _ 1 1

Müssen die für eine vorläufige Regelung sprechenden Gründe schon im Regelfall so
schwer wiegen, dass sie den Erlass einer einstweiligenAno_rdnung unabdingbar. ma-
chen, so müssen sie im Fall der begehrten AußervoIlzugsetzun_gbzw.- Nichtanwen-
dung eines Gesetzes, wie vorliegend von der Antragstellerin begehrt, darüber hinaus
besonders Gewicht haben, ` ' ' ' u

ı. .ı
' 4

., - _ .1 _ı .
I I- I

vgl. BVerfG, Beschluss vorrí 28. Okto-ber_2008 L- 1 BvR 256/08 -, BVerfGE
122. 120 ff., juris, Rn. 72 und__Beschluss vom 11. März 2008 -_1 BvR 256/08
-, tune, Rn. 141 -145. „ _ ._ . `

F I- Ü '. ,__ __

ıı ' '
__ | 'U _. U

Insoweit ist von entscheidender Bedeutung, ob die Nachteile irreversibel oder nur
erschwert revidierbar sind, um das Aussetzungsinteresse d_urc_hschlagen zu lassen,

1 \ .
I \ ' 4 ı
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vgl. BVerfG, Beschluss 6. Juni 2016 - 1 BvQ 42/1:5'-, juris, Rn_. 13'mit
zahlreichen Nachweisen. . ` ' i

1 'ııı
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Solche irreversiblen Nachteile hat die Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht.

Soweit die Antragstellerin darauf-_ venveist, ohne die beantragte einstweilige Anord-
nung würde die Verwirklichung ihres Abwehtanspruches, den sieaus Grundrechte-
verletzungen und Verletzungendes Unionsrechts* ableitet, vereitelt werden, steht
dem zum jetzigen Zeitpunkt entgegen, dass die gesetzliche Verpflichtung zur Vor-
ratsdatenspeicherung erst zum'1. Juli 2017 ini-Kraft treten wird. Soweit die Kamm-er
bis zu diesem Zeitpunkt des Inkrafttretens eine Entscheidungin der Hauptsache her-
beiführen kann, ist die Gefahr der Beeinträchtigung des von der Antragstellerin gel-
tend gemachten grundrechtlichen Abwehranspruchs durch (rechtswidrige) VerpÀich-
tung zur Vorratsdatenspeicherung nur gering. Selbstıwenn eine in diesem Sinne
rechtzeitige Entscheidung nicht möglich sein würde, wäre die von der Antragstellerin
geltend gemachte Grundrechtsverletzu-ng nur vorübergehend, da sie nach einem
Obsiegen in der Hauptsache die Datenspeicherung beende-n könnte. Dieser potenti-
ellen, vorübergehenden Grundrechtsverletzung stehen aber gewichtige, und in der
Sache überwiegende Gemeinwohlinteressen in Form einer Gefahr für eine effektive
Strafverfolgung gegenüber. Denn erwiesen sich die zur rechtlichen Überprüfung ge-
stellten gesetzlichen Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung im Hauptsachever-
fahren als rechtmäßig, so könnten die Strafverfolgungsbehörden für den Zeitraum
der Nichtanwendung der VerpÀichtung zur Datenspeicherung im Falle der Antrag-
stellerin aufgrund des Ergehens einer einstweiligen Anordnung im, Falle eines be-
rechtigten Auskunftsersuchens nicht auf Daten bei der Antragstellerin zurückgreifen.
Damit wäre die gesetzlich bezweckte Gewährleistung effektiver Strafverfolgung .und
Gefahrenabwehr nicht zu erreichen. Dabei ist im Übrigen auch die PÀicht des Staa-
tes zum Schutz der Bürger vor Übergriffen zu berücksichtigen. Strafverfolgung und
Gefahrenabwehr sind ,im Rahmen des Angemessenen und Zumutbaren geboten, um
die Inanspruchnahme der Grundrechte abzusichern und Rechtsgüter im Einzelnen
zu schützen, ~ ,

I
ı

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn. 315.
v ı

ı+ Q '

Somit verbleibt für die Antragstellerin als Anordnungsgrundder Umstand, dass -sie
bis zu einer Entscheidung in der Haupts_a_ch_e-und auch schon vor Inkrafttreten der
gesetzlichen Regelung zum 1. Juli 2017; verpflichtet ist, solltetsie es nicht auf eine
Anordnung der Antragsgegnerin auf der Grundlage des § 115 TKG ankommen las-
sen, die für die gesetzliche Datenspeicherung erforderliche Infrastruktur zu schaffen
und vorzuhalten. Insofern fürchtet sie, für' den'Fall, dass'sich'ihre Datenspeiche-
rungspflicht im Hauptsacheverfahren als rechtswidrig erweisen wird,'_die für die Ein-
richtung und das Vorhalten der Infrastruktur entstehenden Kosten nicht ersetzt zu
bekommen, so dass ihr ein irreparabler Vermögensschäden entstünde. Dem steht
allerdings vorliegend schon entgegen, dass die Antragstellerin die Unzumutbarkeit

+
- I
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des Tragens des ihr (angeblióh) entstehenden :Vermögensschadens nicht hinrei-
chend glaubhaft gemacht hat. Zwar beruft sieh die Antragstellerin auf ein von ihr ein-
geholtes Gutachten von Jürgen Kupfrian vom 17. Oktober 2016, nach dessen___Er-
gebnis für die Einrichtung und Installation der-für die geforderte Datenspeicherung
erforderlichen Infrastruktur auf der Grundlageder Sicherheitsanforderungen für eine
Datenspeicherung im Sinne der § 113d - § 113f TKG, insbesondere auch unter Be-
rücksichtigung des Anforderungskatalogs im Sinne des § 113f TKG, für den Erwerb
der notwendigen Hardware im Falle- der Antragstellerin ein B.etrag von 41.100 Euro
anfallen wird. Hinzu kommen fü.r den Einbau/Grundeinrichtung dieser Hardware 725
Euro. Für die (erstmalige) Programmierung/K_onfiguration dennotwendigen Software
für die Verschlüsselung, das Schlüsselmanagement, Verwaltung und Löschung der
Daten auf der gesetzlichen Grundlage werden zusätzlich 38.250,00 Euro veran-
schlagt, so dass für die erstmalige Einrichtung insgesamt ein Betrag von 80.075 Euro
erforderlich wird. Hinzukommen werden nach dem vorgelegten Gutachten ab der
gesetzlichen SpeicherungspÀicht zusätzIiche.Betriebs- und Personalkosten in Höhe
von 9.778 Euro monatlich. Selbst wenn die Antragstellerin dieser Kostenlast ausge-
setzt ist, vermag diese allein' keine grundrechtsrelevante'Unzumutbarkeit der
KcstentragungspÀicht zu begründen. Denn hierfür ist die Kostenhöhe in Relation zu
den wirtschaftlichen Daten des Unternehmens, d_h.'zu seiner Größe, den Umsatz
und Gewinn zu stellen, - - ~ ' .

. 0|1
ı›

vgl. ovc Berlin-Brandenburg, seeenıtiee -rent 2. Dezember 2009 - ove 11 s
9.09 -_ Nvwz 2010, 328 ff,.= tune, Rn. rs. -

v

Die damit erforderlichen Unternehmensdaten--sind vorliegend nicht ausreichend be-
legt und die durch die Vorlage des Gutachtens behauptete Kostenhöhe kann damit
keine hinreichende Grundlage für eine den Erlasseiner einstweiligen Ancrdnμng
rechtfertigende Geschäftsgefährdung bieten. Maßstab für e'in_e..unzumutbare-Belas-
tung kann zudem auch nicht alIein`_die momentane wirtschaftliche undfinanzielle Si-
tuation eines Unternehmens sein, da diese üblicherweise Veränderungen unterwor-
fen ist, ` 1

vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 2. Dezember 2009, a.a.O., juris,
Rn. 76. .

1. I ,I
|.- _. ı

Die Grenze einer zumutbaren Belastung würde zudem nach bundesveıfassungsge-
richtlicher Rechtsprechung in diesem Sinne nur dann überschritten, wenn der zu tra-
gende Aufwand die Leistungsfähigkeit des Unternehmens übersteigen würdeund sie
deshalb zur Einstellung ihrer Dienstleistung gezwungen wäre, _ " . . .

ır__ 4 ı
_ .. _

vgl. BVerfG, Beschluss vom 28.0ktober 2008,.a.a.O., juris, Rn. 80.
"' ¬

Die Antragstellerin trägt indessen nicht vor, dass bei dem geltend gemachten Kos-
tenaufwand eine Fortsetzung ihrer wirtschaftlichen Betätigung ernstlich gefährdet

1, -t
-ı 1 __ .
' ı

tı- ' I- _
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wäre. Angesichts der Höhe der. geltend gemachten. Kosten ist diesauch nicht zu
vermuten. -_ _ " .

. ;_

-I

Zu berücksichtigen ist zudem, dass die Antragstellerin nicht dargelegt hat, dass die
geltend gemachten zusätzlichen Kosten bei Installation und Vollzug der notwendigen
Infrastruktur der Vorratsdatenspeicherung nicht ganz ode.r zum Teil auf ihre Endkun-
den abgewälzt werden könnten_,.um 'ihre wirtschaftliche Belastung zu minimieren,'

. ___ _

` \

vgl. zu diesem Aspekt: BVerfG, Beschluss vom 28. Oktober'2008, a.a.O., juris,
Rn. 80. '

Darüber hinaus ist, wie bereits oben dargelegt, zubeachten, dass das Bundesver-
fassungsgericht in seinem Urteil' vom 2. März 2010-zur Vorgä.ngerregelung vor dem
Hintergrund, dass in der Vorgängerregelung keinerlei Entschädigungsregelung vor-
gesehen war, ausgeführt hat, dass die dort gesetzlich verankerte SpeicherungspÀicht
nicht als unverhältnismäßig in Bezug auf die ¿nanziellen Lasten, die den Unterneh-
men durch die (damalige) SpeicherungspÀicht auf der Grundlage des § 113a TKG
a.F. und die hieran knüpfenden FolgeverpÀichtungen wie die Gewährleistung von
Datensicherheit erwachsen, anzusehen war, .-

-t

ıF

vgl. BVerfG, Urteil vom 2. März 2010, a.a.O., juris, Rn._301 ff. _ -

Diesen Ausführungen ist im Rahmen des vorliegenden Verfahrens _zu folgen. Die
Einwendung der Antragstellerin, dass eine „hinreichende Sach- und Verantwoıtungs-
nähe“, welche die entschädigung_slose lndienstnahme eines Untemehrriens f_ür_ einen
hoheitlichen Zweck rechtfertigen -könnte, fehle, führt genau so wenig zum Erfolg, wie
ihre Rüge, die Entschädigungsregelung sei nicht hinreichend bestimmt, wie oben
bereits ausgeführt wurde. - - '.`_

Selbst wenn die Antragstellerin aber bei einem Abwarten der Entscheidung der
Hauptsache Schäden in Form überflüssiger Investitionen ausgesetzt wäre, stünden
diesen Nachteilen gewichtige öffentliche Interessen an der Sicherstellung dermitder
Einführung der SpeicherpÀicht bezweckten effektiven Strafveıfclgung und Gefathren-
abwehr gegenüber. - ` '~ ' ' ' . Ü

_ 1 __' _

ıı

Darüber hinaus würde eine einstweilige Anordnung zu einer Benachteiligung derjeni-
gen Dienstanbieter führen, denen gegenüber sie keine Wirkung entfalten würde und
die daher nach Veröffentlichung-mdes'Änforderungskatalogs gemäß §_1.13f Abs. 1
Satz 2 TKG mit der Einrichtung der erforderlichen technischen Vorkehrungen begin-
nen. Dies könnte letztlich Wettbewerbsverzerrungen zur Folge haben, ~ -

vgl. BVerfG, Beschluss vom 28. Oktober 2008, a.a.O., juris, Rn. 82.' `
ıı
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Zu Gunsten der Antragstellerin streitet auch nicht der von ihr geltend gemachte Um-
stand, dass ihren nicht unerheblichen Aufwendungen nur ein sehr begrenzter Ertrag
gegenüber stünde. Denn aufgrung ihres Kundenstammes sei es in den vergangenen
Jahren nur sehr vereinzelt zu Erniittlungsanfragen gekommen. Ob dies auch in Zu-
kunft der Fall ist, lässt sich zum einen derzeit nicht absehen. Zum anderen bestünde
aber auch die Gefahr, dass im Falle der alleinigen (vorläufigen) Freistellung der An-
tragstellerin von DatenspeicherungspÀichten gerade Personen, denen nicht an einer
Speicherung ihrer Daten gelegenist, sich um vertragliche Beziehungen zur Antrag.-
stellerin bemühen würden. - ' ' - ' '

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. _
i

Die Streitwertfestsetzung beruht`auf §§ 53 Abs. 2 Nt._ 1, 52_ Abs. 1, GKG_und ent-
spricht der Hälfte des geltend=gemachten Kostenaufwandesder Antragstellerin für
die Einrichtung und Sicherung def ihr gesetzlich auferlegten SpeichenrerpÀichtung.
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Rechtsmittelbelehrung _ _
4. |
ı

Gegen Ziffer1 dieses Beschlusses kann innerhalb von zwei_Wochen nach Bekannt-
gabe schriftlich, zur-Niederschrift. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektnonischen
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und. Finanzgerichten im Lande
Nordrhein-Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und
Fínanzgerichte - ERVVO VGIFG - vom 7. November 2012,_ GV. NRW. S. 548) bei
dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Beschwerde eingelegt
werden. ` ` "
Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist
schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der ERWO VG/FG bei dem
Oben/erwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5,
48143 Münster, eingeht. ' ' ` *

_ I'_ _

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabefder Entscheidung zu
begründen. Die Begründung ist,'sofern sie nicht bereits mit derBeschwerde _vorge-
legt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht schriftlich oder in 'elektronischer
Form nach Maßgabe der ERWO VG/FG_ einzureichen._ Sie muss einen bestimmten
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, .aus denen die Entscheidung abzuändern
oder aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander set-
zen. _ . - ~ .
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Die Beteiligten müssen sich bei der Einlegung und der Begründung der Beschwerde
durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte
sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union,'eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens ü5e'r den Europäischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, für Behörden und juristische
Personen des öffentlichen Rechts auch eigene Beschäftigte oder Beschäftigte ande-
rer Behörden oderjuristischer Personen des öffentlichen Rechts mit Befähigung zum
Richteramt zugelassen. Darüber. hinaus sind die in § 6_7 Abs. 4ider Verwaltungsge-
richtsordnung im übrigen bezeichneten ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten Perso-
nen zugelassen. ' '~ ' ._

._ 1

Gegen Ziffer 2 dieses Beschlusses kann innerhalb von sechs Monaten, nachdem die
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft.'erIangt oder das Veifahren sich ander-
weitig erledigt hat, Beschwerde eingelegt werden. Ist der Streitwert später als einen
Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines
Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses ein-
gelegt werden. _` ' -
Die Beschwerde ist schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der .ERVVO VG/FG bei dem Ver-
waltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, einzulegen. ' j - _ _
Die Beschwerde ist nur zulässtg, wenn der Wertdes Beschwerdegegenstandes
200 Euro übersteigt.~ _ _ - Ü ' _
Die Beschwerdeschrift sollte dreifach .eingereicht werden. lm Fall dfer'_elel<tronischen
Einreichung nach Maßgabe der ERWO VG/FG'bedarf es keinet`Abschriften.
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Delfs `\Mlhelm Dr. .Garloff

ı.
|1.

,ene
' Begmubüt _ -

Ebert, ve-eeecnattigte' _
" „__ als Urkundsbeamtın der

" r” Gescnaftssteile 'ven1

.1+“se(â.s`* ._-"*~i“___\~ä`e_f-eit-2'

Ü

'I


